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1. Vorbemerkungen zu den FAQ Nummer 1.1 bis 1.58
Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) verwendet die Be-
griffe arbeitsmedizinische Präventionsmaßnahmen und arbeitsmedizinische Vorsor-
ge. Arbeitsmedizinische Präventionsmaßnahmen umfassen allgemeine arbeitsmedi-
zinische Maßnahmen wie zum Beispiel die Beteiligung des Betriebsarztes an der Ge-
fährdungsbeurteilung nach dem Arbeitsschutzgesetz und den Arbeitsschutzverord-
nungen (zum Beispiel der Biostoffverordnung und der Gefahrstoffverordnung). Ar-
beitsmedizinische Präventionsmaßnahmen umfassen auch die kollektive Beratung 
der Beschäftigten zu Gesundheitsfragen zum Beispiel nach der Gefahrstoffverord-
nung (siehe FAQ Nummer 1.4) und auch die individuelle arbeitsmedizinische Vorsor-
ge einzelner Beschäftigter nach Maßgabe der ArbMedVV (siehe FAQ Nummer 1.8). 
Arbeitsmedizinische Präventionsmaßnahme wird als Oberbegriff verwendet. Bei der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge, insbesondere beim ärztlichen Beratungsgespräch 
mit Anamnese einschließlich Arbeitsanamnese sowie gegebenenfalls körperlichen 
oder klinischen Untersuchungen, werden persönliche Daten offenbart, die des be-
sonderen Schutzes bedürfen. Die Pflichten von Arbeitgebern und Ärzten bei der ar-
beitsmedizinischen Vorsorge sind deshalb in einer eigenen Verordnung, der 
ArbMedVV, geregelt. Um Missverständnisse zu vermeiden, stellt § 1 Absatz 3 
ArbMedVV klar, dass sonstige arbeitsmedizinische Präventionsmaßnahmen, insbe-
sondere nach dem Arbeitsschutzgesetz und dem Arbeitssicherheitsgesetz unberührt 
bleiben.

Zu den Aufgaben des Ausschusses für Arbeitsmedizin (AfAMed) gehört es, Regeln 
und Erkenntnisse zur Konkretisierung der ArbMedVV sowie Regeln und Erkenntnisse 
zu sonstigen arbeitsmedizinischen Präventionsmaßnahmen zu ermitteln. Die folgen-
den FAQ enthalten deshalb Fragen und Antworten sowohl zu (allgemeinen) arbeits-
medizinischen Präventionsmaßnahmen als auch zur (individuellen) arbeitsmedizini-
schen Vorsorge.  

Die erste Fassung der FAQ wurde im September 2012 veröffentlicht und danach er-
gänzt (siehe jeweils Daten hinter der Frage). Alle FAQ wurden im November 2013 
redaktionell an die geänderte Verordnung angepasst.  

1.1. Was sind arbeitsmedizinische Präventionsmaßnahmen? 
Wichtige Elemente der arbeitsmedizinischen Präventionsmaßnahmen sind: 
− die Beteiligung des Betriebsarztes an der Gefährdungsbeurteilung (siehe FAQ

Nummer 1.2),
− die allgemeine (kollektive) arbeitsmedizinische Beratung (siehe FAQ Nummer

1.4) und
− die arbeitsmedizinische Vorsorge (siehe FAQ Nummer 1.6).

Arbeitsmedizinische Präventionsmaßnahmen zielen darauf, arbeitsmedizinische Er-
kenntnisse für die Sicherstellung und Verbesserung des Gesundheitsschutzes der 
Beschäftigten zu nutzen. 

1.2. Welche Rolle hat der Betriebsarzt bei der Gefährdungsbeurteilung? 
Der Arbeitgeber ist für die ordnungsgemäße Durchführung der Gefährdungsbeurtei-
lung verantwortlich. Damit Fragen des Gesundheitsschutzes dabei ausreichende Be-
rücksichtigung finden, wird er in der Regel die Unterstützung durch den Betriebsarzt 
suchen. Die Beteiligung der Betriebsärztin/ des Betriebsarztes gewährleistet auf-
grund der Fachkunde, dass Gesundheitsgefährdungen richtig bewertet und dass die 
richtigen Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit der Beschäftigten getroffen wer-
den. Einige Technische Regeln des Ausschusses für Gefahrstoffe (AGS) und des 
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Ausschusses für Biologische Arbeitsstoffe (ABAS) enthalten bereits entsprechende 
Konkretisierungen zur Beteiligung des Betriebsarztes an der Gefährdungsbeurtei-
lung. Allgemeine Ausführungen enthält die Arbeitsmedizinische Regel „Arbeitsmedi-
zinische Prävention“ (AMR 3.2; Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Infor-
mationen“). 
 
Auch aus arbeitsmedizinischer Vorsorge können sich Rückschlüsse für die Gefähr-
dungsbeurteilung ergeben. Die Auswertung der Erkenntnisse aus arbeitsmedizini-
scher Vorsorge ist für den Arzt Pflicht. Wenn er dabei Anhaltspunkte für unzu-
reichende Schutzmaßnahmen feststellt, teilt er dem Arbeitgeber dies unter Wahrung 
der ärztlichen Schweigepflicht mit und schlägt ihm Schutzmaßnahmen vor; siehe 
auch die Arbeitsmedizinische Regel „Mitteilungen an den Arbeitgeber nach § 6 Ab-
satz 4 ArbMedVV“ (AMR 6.4; Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informa-
tionen“). Den Arbeitgeber trifft dann die Pflicht, die Gefährdungsbeurteilung zu wie-
derholen und die erforderlichen Schutzmaßnahmen zu treffen. 
 
1.3. Welche arbeitsmedizinischen Beratungsinhalte kommen bei der Gefähr-

dungsbeurteilung in Betracht? 
Das ist eine Frage des Einzelfalls und kann nicht pauschal beantwortet werden. All-
gemein relevante Beratungsinhalte hat der Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) 
in die Arbeitsmedizinische Regel „Arbeitsmedizinische Prävention“ (AMR 3.2) aufge-
nommen (Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“). Technische 
Regeln enthalten teilweise spezielle Ausführungen dazu, welche arbeitsmedizini-
schen Themen unter anderem bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen oder biologischen 
Arbeitsstoffen für die Gefährdungsbeurteilung relevant sind.  
 
1.4. Was ist allgemeine (kollektive) arbeitsmedizinische Beratung? 
Ziel der allgemeinen arbeitsmedizinischen Beratung ist es, die Beschäftigten kollektiv 
über die Wechselwirkungen zwischen ihrer Arbeit und ihrer Gesundheit zu informie-
ren und auf einschlägige Vorsorge, zum Beispiel nach der Verordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge (ArbMedVV) oder dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG), hinzuwei-
sen. Das Gesundheitsbewusstsein der Belegschaft soll damit gestärkt werden. Die 
allgemeine arbeitsmedizinische Beratung ist regelmäßig Bestandteil der Unterwei-
sung der Beschäftigten. Sie muss nicht zwingend durch einen Arzt vor Ort erfolgen. 
Führt der Arzt die Beratung nicht selbst durch, muss aber sichergestellt sein, dass 
den Beschäftigten die erforderlichen medizinischen Informationsinhalte vollständig 
und verständlich auf andere Weise vermittelt werden, zum Beispiel durch Unterwei-
sungsmaterialien, an deren Erstellung der Arzt beteiligt war; siehe auch die Arbeits-
medizinische Regel „Arbeitsmedizinische Prävention“ (AMR 3.2; Abschrift unter 
www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“). 
 
1.5. Welche arbeitsmedizinischen Beratungsinhalte kommen im Rahmen der 

Unterweisung in Betracht? 
Das ist eine Frage des Einzelfalls und kann nicht pauschal beantwortet werden. In 
Betracht kommen beispielsweise Informationen über arbeitsmedizinische Vorsorge, 
die der Arbeitgeber den Beschäftigten bei bestimmten Tätigkeiten anbieten muss 
(Angebotsvorsorge) sowie Erläuterungen zu besonders gefährdeten Personengrup-
pen und Diagnosemöglichkeiten und zur richtigen Benutzung von persönlicher 
Schutzausrüstung. Allgemein relevante Beratungsinhalte hat der Ausschuss für Ar-
beitsmedizin (AfAMed) in die Arbeitsmedizinische Regel „Arbeitsmedizinische Prä-
vention“ (AMR 3.2) aufgenommen (Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere 
Informationen“). Technische Regeln enthalten teilweise spezielle Ausführungen da-

http://www.baua.de/afamed
http://www.baua.de/afamed
http://www.baua.de/afamed
http://www.baua.de/afamed
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zu, welche arbeitsmedizinischen Themen unter anderem bei Tätigkeiten mit Gefahr-
stoffen oder biologischen Arbeitsstoffen in der Unterweisung relevant sind.  
 
1.6. Was ist arbeitsmedizinische Vorsorge? 
Arbeitsmedizinische Vorsorge im Geltungsbereich des Arbeitsschutzgesetzes ist ab-
schließend in der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) gere-
gelt. Es gibt 
 
- Pflichtvorsorge, 
- Angebotsvorsorge und 
- Wunschvorsorge. 
 
Arbeitsmedizinische Vorsorge umfasst die Beurteilung der individuellen Wechselwir-
kungen von Arbeit und Gesundheit, die individuelle arbeitsmedizinische Aufklärung 
und Beratung der Beschäftigten, ein ärztliches Beratungsgespräch mit Anamnese 
einschließlich Arbeitsanamnese und gegebenenfalls körperliche oder klinische Un-
tersuchungen sowie die Nutzung von Erkenntnissen aus der Vorsorge für die Ge-
fährdungsbeurteilung und für sonstige Maßnahmen des Arbeitsschutzes. Arbeitsme-
dizinische Vorsorge kann sich auf ein individuelles ärztliches Beratungsgespräch be-
schränken, wenn zur Beratung keine körperlichen oder klinischen Untersuchungen 
erforderlich sind oder Beschäftigte diese ablehnen. 
 
Arbeitsmedizinische Vorsorge ist eine individuelle Arbeitsschutzmaßnahme, die die 
vorrangig zu treffenden technischen und organisatorischen Maßnahmen zum Ge-
sundheitsschutz der Beschäftigten flankiert und ergänzt. 
 
1.7. Wozu dient arbeitsmedizinische Vorsorge? 
Ziel der arbeitsmedizinischen Vorsorge ist es, arbeitsbedingte Beanspruchungen zu 
erfassen sowie arbeitsbedingte Erkrankungen einschließlich Berufskrankheiten früh-
zeitig zu erkennen und zu verhüten. Arbeitsmedizinische Vorsorge soll zugleich ei-
nen Beitrag zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit und zur Fortentwicklung des be-
trieblichen Gesundheitsschutzes leisten. Zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit sie-
he auch die vom Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) hierzu erarbeitete Arbeits-
medizinische Empfehlung (AME); abrufbar als Broschüre mit der Artikelnummer 
A452 unter www.bmas.de. 
 
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, für eine angemessene arbeitsmedizinische Vorsorge 
zu sorgen. 
 
Arbeitsmedizinische Vorsorge dient nicht der Feststellung der Eignung oder Taug-
lichkeit von Beschäftigten für bestimmte Tätigkeiten. Deshalb soll arbeitsmedizini-
sche Vorsorge und eine Untersuchung zur Feststellung der Eignung für berufliche 
Anforderungen auch getrennt durchgeführt werden. 
 
1.8. Was bedeutet individuelle arbeitsmedizinische Aufklärung und Bera-

tung? 
Die individuelle arbeitsmedizinische Aufklärung und Beratung der Beschäftigten ist 
ein wesentliches Element der arbeitsmedizinischen Vorsorge (hierzu siehe die Vor-
bemerkungen). Sie dient der Wissensvermittlung zu persönlichen Gesundheitsfragen 
und soll zu einer Förderung des individuellen Gesundheitsbewusstseins beitragen. 
Damit leistet sie auch einen Beitrag zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit (zur AME 
zum Thema siehe FAQ Nummer 1.7). Die individuelle Aufklärung und Beratung wird 
immer durch einen Arzt nach § 7 der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge 

http://www.bmas.de/
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(ArbMedVV) durchgeführt. Das ärztliche Gespräch erfolgt in einem geschützten 
Raum und der Arzt unterliegt der Schweigepflicht. In dem Gespräch erläutert der Arzt 
bezogen auf den Einzelfall die Wechselwirkungen zwischen den Arbeitsbedingungen 
und der individuellen Gesundheit der betroffenen Person. Das heißt, in die individuel-
le Aufklärung und Beratung eines Beschäftigten werden tätigkeitsspezifische und 
individuelle Faktoren (zum Beispiel Vorerkrankungen, Medikation, psychische und 
somatische Faktoren und Arbeitsschwere) einbezogen und der Arzt orientiert sich am 
Belastungs-Beanspruchungs-Konzept. 
 
Eine Belastung mit Tuberkelbakterien kann zum Beispiel für Beschäftigte unter einer 
Dauertherapie immunmodulierender Medikamente (beispielsweise Kortisontherapie) 
andere Auswirkungen haben als ohne Medikation. Die Belastung ist in einem solchen 
Fall bei allen Beschäftigten gleich, die Beanspruchung ist individuell verschieden. 
Auch bei anderen tätigkeitsbezogenen Belastungen können individuelle Verhaltens-
weisen oder Vorerkrankungen zu speziellen Risiken führen: Eine Staubbelastung hat 
bei einem Raucher zum Beispiel eine andere Wirkung als bei einem Nichtraucher. 
Die Lärmbelastung eines besonders empfindlichen Innenohres (circa 5 Prozent aller 
Menschen) hat einen anderen Effekt als die eines weniger empfindlichen. Biologi-
sche Systeme reagieren unterschiedlich auf Belastungen. Häufig spielen zum Bei-
spiel Reparaturmechanismen eine große Rolle, zum Teil sind sie genetisch determi-
niert. Diese Reparaturmechanismen können zeitabhängig sein: Eine fraktionierte y-
Bestrahlung hat einen ganz anderen Effekt als die Applikation einer Einmaldosis. Für 
biologische Einwirkungen gilt unter anderem: Wichtig sind auch Kenntnisse über 
Übertragungswege, Erkrankungssymptome und Maßnahmen der präexpositionellen 
und postexpositionellen Prophylaxe, um einerseits die richtigen Schutzmaßnahmen 
festlegen und andererseits im Falle einer relevanten Exposition (zum Beispiel Nadel-
stichverletzung) rechtzeitig angemessen reagieren zu können. Im Unterschied zur 
allgemeinen arbeitsmedizinischen Beratung der Beschäftigten bietet die individuelle 
arbeitsmedizinische Aufklärung und Beratung dem oder der einzelnen Beschäftigten 
die Möglichkeit persönliche Risikofaktoren unter dem Siegel der Verschwiegenheit 
mit dem Arzt zu besprechen. 
 
1.9. (weggefallen)  
Die Frage „Was sind arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen?“ ist entfallen 
aufgrund Änderung der ArbMedVV im Oktober 2013. Sie wurde zusammengelegt mit 
der FAQ Nummer 1.6. 
 
1.10. Wie fügt sich arbeitsmedizinische Vorsorge in das System der Arbeits-

schutzmaßnahmen ein (Rangfolge)? 
Zum Schutz der Beschäftigten vor arbeitsbedingten Gesundheitsgefährdungen bzw. 
Erkrankungen sind vorrangig vor individuellen Schutzmaßnahmen technische und 
organisatorische Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik, Arbeitsmedizin 
und Hygiene und den sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen 
zu treffen. Arbeitsmedizinische Vorsorge gehört zu den individuellen Arbeitsschutz-
maßnahmen; sie kann technische und organisatorische Schutzmaßnahmen sinnvoll 
flankieren und ergänzen, sie jedoch nicht ersetzen. 
 
1.11. Wann findet arbeitsmedizinische Vorsorge statt? 
Arbeitsmedizinische Vorsorge soll während der Arbeitszeit erfolgen. Pflicht- und An-
gebotsvorsorge findet vor Aufnahme bestimmter Tätigkeiten und anschließend in re-
gelmäßigen Abständen statt. Der Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) hat hierzu 
die Arbeitsmedizinische Regel „Fristen für die Veranlassung / das Angebot arbeits-
medizinischer Vorsorge“ (AMR 2.1) erarbeitet, die auf den Internetseiten des AfAMed 
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abgerufen werden kann (Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informatio-
nen“). Danach muss die erste Vorsorge innerhalb von drei Monaten vor Aufnahme 
der Tätigkeit veranlasst oder angeboten werden. Die zweite Vorsorge muss, abgese-
hen von wenigen Ausnahmen, spätestens 12 Monate nach Aufnahme der Tätigkeit 
veranlasst bzw. angeboten werden. Jede weitere Vorsorge einschließlich nachge-
hender Vorsorge muss spätestens 36 Monate nach der vorangegangenen Vorsorge 
veranlasst bzw. angeboten werden. 
 
1.12. Welche Arten von Vorsorge regelt die ArbMedVV? 
Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) regelt Pflichtvorsor-
ge, Angebotsvorsorge und Wunschvorsorge. Der Anhang der ArbMedVV enthält ei-
nen abschließenden Katalog der Anlässe für Pflicht- und Angebotsvorsorge; für 
Wunschvorsorge gibt es keine abschließende Auflistung (hierzu FAQ Nummer 1.15). 
 
Darüber hinaus gibt es außerhalb der ArbMedVV weitere Vorsorge, zum Beispiel ar-
beitsmedizinische Untersuchungen nach dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG). 
 
1.13. Was ist Pflichtvorsorge? 
Pflichtvorsorge ist arbeitsmedizinische Vorsorge, die der Arbeitgeber bei bestimmten 
besonders gefährdenden Tätigkeiten zu veranlassen hat. Diese Tätigkeiten sind ab-
schließend im Anhang der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (Arb-
MedVV) aufgeführt. Der Arbeitgeber muss im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 
prüfen, ob die in der ArbMedVV genannten Voraussetzungen auf die von ihm zu be-
urteilenden Tätigkeiten der Beschäftigten zutreffen oder nicht. Wenn die dort nor-
mierten Tatbestandsvoraussetzungen vorliegen, muss der Arbeitgeber die entspre-
chende arbeitsmedizinische Vorsorge veranlassen. Die Durchführung der erforderli-
chen Pflichtvorsorge ist Tätigkeitsvoraussetzung. Dies führt dazu, dass Beschäftigte 
faktisch verpflichtet sind, an einer erforderlichen Pflichtvorsorge teilzunehmen, wenn 
sie die Tätigkeit (weiter) ausüben möchten. Das Nichtveranlassen oder nicht recht-
zeitige Veranlassen einer Pflichtvorsorge durch den Arbeitgeber ist bußgeld- und un-
ter bestimmten Umständen sogar strafbewehrt. 
  
1.14. Was ist Angebotsvorsorge? 
Angebotsvorsorge ist arbeitsmedizinische Vorsorge, die der Arbeitgeber bei be-
stimmten gefährdenden Tätigkeiten anzubieten hat. Diese Tätigkeiten sind abschlie-
ßend im Anhang der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) 
aufgeführt. Der Arbeitgeber muss im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung prüfen, ob 
die in der ArbMedVV genannten Voraussetzungen auf die von ihm zu beurteilenden 
Tätigkeiten der Beschäftigten zutreffen oder nicht. Wenn die dort normierten Tatbe-
standsvoraussetzungen vorliegen, muss der Arbeitgeber den Beschäftigten die ent-
sprechende arbeitsmedizinische Vorsorge anbieten. Das Nichtanbieten oder nicht 
rechtzeitige Anbieten einer Angebotsvorsorge durch den Arbeitgeber ist bußgeld- 
und unter bestimmten Umständen sogar strafbewehrt. Für die Beschäftigten ist die 
Teilnahme an der Angebotsvorsorge freiwillig. Zu Form und Inhalt des Angebots hat 
der Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) die Arbeitsmedizinische Regel „Anforde-
rungen an das Angebot von arbeitsmedizinischer Vorsorge“ (AMR 5.1) erarbeitet 
(Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“). 
 
1.15. Was ist Wunschvorsorge? 
Wunschvorsorge ist arbeitsmedizinische Vorsorge, die der Arbeitgeber den Beschäf-
tigten nach § 11 des Arbeitsschutzgesetzes zu ermöglichen hat. Die Beschäftigten 
müssen den Anspruch von sich aus geltend machen. Der Anspruch besteht nur dann 
nicht, wenn aufgrund der Gefährdungsbeurteilung und der getroffenen Schutzmaß-
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nahmen nicht mit einem Gesundheitsschaden zu rechnen ist. Im Streitfall muss der 
Arbeitgeber dies darlegen und ggf. beweisen. Wunschvorsorge ist also nicht auf be-
stimmte Tätigkeiten begrenzt. Deshalb gibt es in der Verordnung zur arbeitsmedizini-
schen Vorsorge (ArbMedVV) auch keinen abschließenden Katalog mit Wunschvor-
sorgeanlässen. Die vom Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) erarbeitete Ar-
beitsmedizinische Empfehlung (AME) „Wunschvorsorge“ beschreibt Zugangswege, 
Inhalte und Bestandteile der Wunschvorsorge; abrufbar als Broschüre mit der Arti-
kelnummer A458 unter www.bmas.de) . 
 
1.16. Wodurch unterscheiden sich Pflicht- und Angebotsvorsorge?  
Pflichtvorsorge ist Tätigkeitsvoraussetzung, d. h. die entsprechende Tätigkeit darf nur 
ausgeübt werden, wenn die Vorsorge zuvor durchgeführt wurde. Faktisch besteht 
damit auch für die betroffenen Beschäftigten der Zwang, an der Pflichtvorsorge teil-
zunehmen. 
 
Angebotsvorsorge muss der Arbeitgeber den Beschäftigten anbieten. Die Betroffe-
nen können in diesem Fall frei entscheiden, ob sie an der Vorsorge teilnehmen 
möchten oder nicht. Das heißt, die Durchführung einer Angebotsvorsorge ist keine 
Tätigkeitsvoraussetzung. 
 
1.17. Was ist gleich bei Pflicht- und Angebotsvorsorge? 
Keinen Unterschied gibt es im Hinblick auf den Vorsorgeumfang und Vorsorgeinhalt. 
Der Arzt hat sowohl bei Pflichtvorsorge als auch bei Angebotsvorsorge die gleichen 
Pflichten (siehe FAQ Nummer 1.28). Das gilt übrigens auch bei Wunschvorsorge. 
 
1.18. Welche Angaben enthält die Vorsorgebescheinigung? 
Die Vorsorgebescheinigung enthält lediglich Angaben über 
− den Vorsorgeanlass, 
− den Tag der arbeitsmedizinischen Vorsorge und 
− die ärztliche Beurteilung, wann eine weitere arbeitsmedizinische Vorsorge ange-

zeigt ist. 
Weitere Angaben, zum Beispiel zum Befund oder zu Diagnosen, sind nicht Bestand-
teil der Vorsorgebescheinigung. Sie unterliegen (umfassend) der ärztlichen Schwei-
gepflicht. Nähere Ausführungen enthält die vom Ausschuss für Arbeitsmedizin 
(AfAMed) erarbeitete Arbeitsmedizinische Regel „Vorsorgebescheinigung“ (AMR 6.3; 
Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“) 
 
1.19. Erhält der Arbeitgeber auch nach Angebots- oder Wunschvorsorge eine 

Vorsorgebescheinigung? 
Ja. Bei jeder durchgeführten arbeitsmedizinischen Vorsorge hat der Arzt dem be-
troffenen Beschäftigten und dem Arbeitgeber eine Vorsorgebescheinigung auszustel-
len; siehe auch die Arbeitsmedizinische Regel „Vorsorgebescheinigung“ (AMR 6.3; 
Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“). Zum Inhalt siehe 
FAQ Nummer 1.18. 
 
1.20. Darf der Beschäftigte gemäß ArbMedVV auch gegen ärztlichen Rat die 

Tätigkeit fortführen? (Ergänzt im Januar 2019) 
Ja. Der Beschäftigte darf auch gegen ärztlichen Rat seine Tätigkeit fortführen. 
Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) normiert kein öffent-
lich-rechtliches Beschäftigungsverbot. Alle arbeitsmedizinischen Beratungsinhalte 
unterliegen der ärztlichen Schweigepflicht. Die Vorsorgebescheinigung für den Ar-
beitgeber enthält deshalb weder Angaben zur Eignung des Beschäftigten, noch zu 
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eventuell notwendigen allgemeinen oder individuellen Arbeitsschutzmaßnahmen 
(siehe § 6 Absatz 3 Nummer 3 ArbMedVV). 
 
1.21. (weggefallen) 
Die Frage „Ist die Bescheinigung der gesundheitlichen Unbedenklichkeit Tätigkeits-
voraussetzung?“ ist entfallen im Januar 2019. Sie wurde zusammengelegt mit der 
bisherigen FAQ Nummer 1.20 „Welche Folgen hat die ärztliche Beurteilung ‚gesund-
heitliche Bedenken‘?“ und neu formuliert. 
 
1.22. Welche Angaben enthält die Vorsorgekartei, die der Arbeitgeber zu füh-

ren hat? 
Sie enthält Angaben über Anlass und Tag der arbeitsmedizinischen Vorsorge. Die 
Kartei kann auch in elektronischer Form geführt werden. 
 
1.23. Wer führt die arbeitsmedizinische Vorsorge durch? Welche Qualifikation 

ist dafür erforderlich? 
Die Durchführung der arbeitsmedizinischen Vorsorge erfolgt durch einen Arzt nach 
§ 7 der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV). Der Arzt muss 
berechtigt sein, die Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“ oder die Zusatzbezeich-
nung „Betriebsmedizin“ zu führen. Ist er hierzu nicht berechtigt, kann die zuständige 
Behörde in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen. Verfügt der Arzt für be-
stimmte Untersuchungsmethoden nicht über die erforderlichen Fachkenntnisse oder 
die speziellen Anerkennungen oder Ausrüstungen, so hat er Ärzte hinzuzuziehen, die 
diese Anforderungen erfüllen. Das heißt, dass beispielsweise für die Durchführung 
von Laboruntersuchungen oder spezifischer Diagnostik (zum Beispiel Röntgenbild 
der Lunge bei Tuberkuloseverdacht) bei Bedarf entsprechende Fachärzte mit spezi-
eller Ausrüstung hinzuzuziehen sind.  
 
1.24. Darf der Arbeitgeber/Vorgesetzte als Arzt tätig werden? 
Nein. Arbeitgeber oder Vorgesetzte dürfen keine arbeitsmedizinische Vorsorge bei 
ihren Beschäftigten durchführen. Das Erfordernis eines besonderen Vertrauensver-
hältnisses bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge zwischen Proband und Arzt steht 
dem entgegen. Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) re-
gelt ausdrücklich, dass der Arzt keine Arbeitgeberfunktion gegenüber den von der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge betroffenen Beschäftigten ausüben darf. Dieses Ver-
bot dient der Vermeidung von Interessenkollisionen. 
 
1.25. Kann der Hausarzt oder ein Arzt mit beliebiger Qualifikation mit der ar-

beitsmedizinischen Vorsorge beauftragt werden? 
Nein, es muss grundsätzlich ein Arzt nach § 7 der Verordnung zur arbeitsmedizini-
schen Vorsorge (ArbMedVV) sein. Das heiß, sie/er muss die arbeitsmedizinischen 
Qualifikationen nach § 7 Absatz 1 ArbMedVV (Facharzt für Arbeitsmedizin oder Zu-
satzqualifikation Betriebsmedizin) erfüllen oder es muss eine Ausnahme der zustän-
digen Behörde nach § 7 Absatz 2 ArbMedVV vorliegen. Die Landesärztekammern 
führen Listen über alle ärztlichen Qualifikationen und organisieren/überwachen die 
Weiterbildung. 
 
1.26. Benötigt der Arzt eine Ermächtigung für die Durchführung arbeitsmedi-

zinischer Präventionsmaßnahmen? 
Nein. Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) sieht keine 
Ermächtigung vor. 
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1.27. Welche Pflichten hat der Arbeitgeber gegenüber dem Arzt? 
Der Arbeitgeber hat dem Arzt alle erforderlichen Auskünfte über die Arbeitsplatzver-
hältnisse zu geben, insbesondere über den Anlass der jeweiligen Vorsorge und die 
Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung. Er hat dem Arzt die Begehung des Arbeits-
platzes zu ermöglichen und ihm auf sein Verlangen Einsicht in die beim Arbeitgeber 
zu führende Vorsorgekartei zu gewähren. Die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Aus-
kunftserteilung korrespondiert mit der Pflicht des Arztes, sich die entsprechenden 
Kenntnisse zu verschaffen (siehe FAQ Nummer 1.28). Zum Thema hat der Aus-
schuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) die Arbeitsmedizinische Regel „Erforderliche 
Auskünfte/Informationsbeschaffung über die Arbeitsplatzverhältnisse“ (AMR 3.1) er-
arbeitet (Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informationen 
 
1.28. Welche Pflichten hat der Arzt bei arbeitsmedizinischer Vorsorge? 
Der Arzt hat die dem Stand der Arbeitsmedizin entsprechenden Regeln und Erkennt-
nisse zu berücksichtigen. Er muss sich vor Durchführung arbeitsmedizinischer Vor-
sorge die notwendigen Kenntnisse über die Arbeitsplatzverhältnisse verschaffen. 
Diese Arztpflicht ist seit Inkrafttreten der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vor-
sorge (ArbMedVV) ausdrücklich geregelt; siehe auch Arbeitsmedizinische Regel „Er-
forderliche Auskünfte/Informationsbeschaffung über die Arbeitsplatzverhältnisse“ 
(AMR 3.1; Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“). Sie kor-
respondiert mit der Verpflichtung des Arbeitgebers, dem Arzt die entsprechenden 
Auskünfte zu erteilen (siehe FAQ Nummer 1.27). Vor Durchführung einer körperli-
chen oder klinischen Untersuchung muss der Arzt die zu untersuchende Person über 
die Untersuchungsinhalte, den Untersuchungszweck und das Untersuchungsrisiko 
aufklären. Der Arzt muss den Befund und das Ergebnis schriftlich festhalten sowie 
den betroffenen Beschäftigten darüber beraten; siehe auch die Arbeitsmedizinische 
Regel „Fristen für die Aufbewahrung ärztlicher Unterlagen“ (AMR 6.1; Abschrift unter 
www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“). Außerdem hat er dem Beschäftigten 
und dem Arbeitgeber eine Vorsorgebescheinigung auszustellen (zum Inhalt siehe 
FAQ Nummer 1.18). Weiterhin muss der Arzt die Erkenntnisse arbeitsmedizinischer 
Vorsorge auswerten. Ergeben sich Anhaltspunkte dafür, dass die Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes für den Beschäftigten oder Beschäftigte, die nicht an der Vorsorge 
teilgenommen haben, nicht ausreichen, so muss der Arzt dem Arbeitgeber unter 
Wahrung der ärztlichen Schweigepflicht eine entsprechende Rückmeldung geben 
und geeignete Schutzmaßnahmen vorschlagen. Hält der Arzt aus medizinischen 
Gründen, die ausschließlich in der Person des Beschäftigten liegen, einen Tätig-
keitswechsel für erforderlich und will er dies dem Arbeitgeber mitteilen, bedarf die 
Mitteilung der Einwilligung des Beschäftigten; siehe auch die Arbeitsmedizinische 
Regel „Mitteilungen an den Arbeitgeber nach § 6 Absatz 4 ArbMedVV“ (AMR 6.4; 
Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“). 
 
1.29. Darf der Arzt nach einer durchgeführten arbeitsmedizinischen Vorsorge 

Informationen weitergeben, zum Beispiel an den Arbeitgeber? 
Der Arzt unterliegt bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge - wie im Arzt-
Patientenverhältnis - umfänglich der ärztlichen Schweigepflicht. Diese gilt auch ge-
genüber dem Arbeitgeber. Es gibt nur zwei eng begrenzte Ausnahmen: Nach einer 
durchgeführten arbeitsmedizinischen Vorsorge erhält auch der Arbeitgeber vom Arzt 
eine Vorsorgebescheinigung (zum Inhalt siehe FAQ Nummer 1.18). Ferner muss der 
Arzt dem Arbeitgeber Maßnahmen des Arbeitsschutzes vorschlagen, wenn diese 
nicht ausreichen (siehe insgesamt FAQ Nummer 1.28). Darüber hinaus darf der Arzt 
keine Auskünfte an den Arbeitgeber oder andere Dritte geben, beispielsweise zu Be-
funden oder Diagnosen, es sei denn, dass die/der Beschäftigte dies im Einzelfall 
ausdrücklich wünscht.  

http://www.baua.de/afamed
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1.30. Ist der Arzt arbeitsschutzrechtlich verpflichtet, den Arbeitgeber über eine 

Erkrankung eines Beschäftigten zu informieren, die zu einer Gefährdung 
Dritter führen kann? 

Nein, die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) enthält keine 
entsprechende Verpflichtung. Arbeitsmedizinische Vorsorge ist eine individuelle Ar-
beitsschutzmaßnahme. Sie dient nicht dem Schutz Dritter.  
 
1.31. Was geschieht, wenn die/der Beschäftigte oder der Arbeitgeber mit dem 

Ergebnis der Auswertung einer arbeitsmedizinischen Vorsorge nicht 
einverstanden ist? 

Kann über die Auswertung einer arbeitsmedizinischen Vorsorge, insbesondere die 
daraus abgeleitete Maßnahme des Arbeitsschutzes, keine Einigung erzielt werden, 
so entscheidet auf Antrag die zuständige Arbeitsschutzbehörde des jeweilig zustän-
digen Bundeslandes (in aller Regel der Gewerbearzt) nach § 8 Absatz 3 der Verord-
nung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV). In solchen Fällen empfiehlt es 
sich, sowohl den Arbeitgeber oder seine Vertreter und die Beschäftigtenvertretung 
einzubeziehen. Die für den medizinischen Arbeitsschutz zuständige Stelle kann - 
wenn nötig - zu Lasten des Arbeitgebers zusätzliche Untersuchungen oder Gutach-
ten in Auftrag geben.  
 
1.32. Was ist nachgehende Vorsorge? 
Häufig treten arbeitsbedingte Erkrankungen oder Berufskrankheiten erst einige Zeit 
nach Belastungsbeginn auf. Krebserzeugende Stoffe führen in der Regel erst nach 
einer Latenzzeit von 15 und mehr Jahren zur Manifestation der Krankheit. Auch 
Staublungenerkrankungen machen sich häufig erst lange nachdem die Arbeit been-
det wurde bemerkbar. Asbestbedingte Lungenkrankheiten können sich ggf. erst nach 
40 Jahren manifestieren. Aus diesem Grund kann es sinnvoll sein, nach Ende be-
stimmter belastender Tätigkeiten arbeitsmedizinische Vorsorge durchzuführen. 
 
Nachgehende Vorsorge ist arbeitsmedizinische Vorsorge nach Beendigung bestimm-
ter Tätigkeiten, bei denen nach längeren Latenzzeiten Gesundheitsstörungen auftre-
ten können. Anlässe für nachgehende Vorsorge sind in Anhang Teil 1 Absatz 3 der 
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) abschließend aufge-
führt; unter anderem Tätigkeiten mit Exposition gegenüber krebserzeugenden oder 
keimzellmutagenen Stoffen der Kategorie 1A oder 1B oder krebserzeugenden oder 
keimzellmutagenen Gemischen der Kategorie 1A oder 1B im Sinne der Gefahr-
stoffverordnung. Der Arbeitgeber hat nachgehende Vorsorge Beschäftigten und 
ehemals Beschäftigten anzubieten. Diese Pflicht überträgt er nach Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses mit Einwilligung der betroffenen Person auf den zustän-
digen gesetzlichen Unfallversicherungsträger. Dann wird sie vom Unfallversicherer 
organisiert: 
− Organisationsdienst für nachgehende Untersuchungen (ODIN) bei der Berufsge-

nossenschaft Rohstoffe und chemische Industrie (BG RCI), 
− GVS Gesundheitsvorsorge (ehemals Zentrale Erfassungsstelle asbeststaubge-

fährdeter Arbeitnehmer (ZAs)), 
− Bergbaulicher Organisationsdienst für nachgehende Untersuchungen (BONFIS). 

 
1.33. (weggefallen) 
Die Frage „Warum sind für impfpräventable Erkrankungen durch biologische Arbeits-
stoffe Pflichtuntersuchungen vorgeschrieben und wie ist der Umfang dieser Untersu-
chungen?“ ist entfallen aufgrund Änderung der ArbMedVV im Oktober 2013. Sie 
wurde zusammengelegt mit der FAQ Nummer 1.34. 
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1.34. Hat der Arbeitgeber im Rahmen der arbeitsmedizinischen Vorsorge auch 

Impfungen anzubieten? 
Dies ist eine Frage des Einzelfalls und kann nicht pauschal beantwortet werden. 
Nach der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) hat der Ar-
beitgeber auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung für eine angemessene ar-
beitsmedizinische Vorsorge zu sorgen. Impfungen sind Bestandteil der arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge und im Rahmen einer durchgeführten Vorsorge anzubieten, so-
weit das Risiko einer Infektion tätigkeitsbedingt und um Vergleich zur Allgemeinbe-
völkerung erhöht ist. Zum Vorgehen im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung und im 
Vorsorgetermin hat der Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) die Arbeitsmedizini-
schen Regeln „Impfungen als Bestandteil der arbeitsmedizinischen Vorsorge bei Tä-
tigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen“ (AMR 6.5) und „Impfungen, präexpositionel-
le Chemoprophylaxe und Notfallprävention als Bestandteil der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge nach ArbMedVV bei tätigkeitsbedingten Auslandsaufenthalten mit Infekti-
onsgefährdungen“ (AMR 6.6) erarbeitet; Abschriften unter www.baua.de/afamed 
„Weitere Informationen“ sowie als Broschüre mit der Artikelnummer A457 unter 
www.bmas.de. 
 
Zur Rechtshistorie: Der Ausschuss für biologische Arbeitsstoffe (ABAS) hat Tätig-
keitsbereiche und Tätigkeiten dahingehend geprüft, ob Beschäftigte einem höheren 
Risiko als die Allgemeinbevölkerung ausgesetzt sind, sich durch impfpräventable bio-
logische Arbeitsstoffe zu infizieren. Dabei wurden insbesondere die Wahrscheinlich-
keit des Auftretens dieser biologischen Arbeitsstoffe, die Übertragungswege sowie 
die Art der Tätigkeiten einschließlich Art, Dauer und Ausmaß einer möglichen Expo-
sition beurteilt. Die dabei als relevant beurteilten Tätigkeiten wurden in die Liste der 
Pflichtuntersuchungen in die BioStoffV (alte Fassung) aufgenommen. Nach diesem 
Konzept waren Impfungen im Rahmen der Angebotsuntersuchungen deshalb nur im 
Einzelfall erforderlich, wenn sich im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung eine be-
sondere Gefährdung identifizieren ließ. Der ABAS hat darauf hingewiesen, dass bei 
dieser Beurteilung die Empfehlungen der Ständigen Impfkommission am Robert 
Koch-Institut (STIKO) nur bedingt anwendbar sind, da dort unter beruflicher Indikati-
on nicht nur Arbeitsschutzbelange, sondern auch Fragen des Drittschutzes und des 
Schutzes anderer, besonders zu schützender Personengruppen subsumiert werden. 
An dem vorstehend Ausgeführten hat sich durch das Inkrafttreten der ArbMedVV 
nichts geändert. 
 
1.35. Müssen Beschäftigte sich impfen lassen? 
Nein, in Deutschland besteht grundsätzlich keine Impfpflicht. Das Infektionsschutz-
gesetz sieht nur für besondere Fälle vor, dass Impfungen vorgeschrieben werden 
können. Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) kennt des-
halb das Impfangebot (eingehend FAQ Nummer 1.34). Beschäftigte können - ohne 
Rechtsfolgen oder Nachteile befürchten zu müssen - das Impfangebot annehmen 
oder ablehnen. 
 
1.36. Welche arbeitsschutzrechtlichen Folgen haben die Ablehnung des Impf-

angebotes oder ein nicht ausreichender Immunschutz der Beschäftigten 
in der Praxis? 

Keine. Lehnen Beschäftigte die Annahme eines Impfangebots ab, ist dies für den 
Arzt allein kein Grund, nicht ausreichende Maßnahmen des Arbeitsschutzes anzu-
nehmen oder einen Tätigkeitswechsel vorzuschlagen (siehe auch FAQ Nummer 1.28 
und 1.29). 
 

http://www.baua.de/afamed
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1.37. Warum sind Tetanus und Diphtherie als impfpräventable biologische Ar-
beitsstoffe nicht in die Liste der Pflichtvorsorge im Anhang Teil 2 Ab-
satz 1 ArbMedVV aufgenommen worden? 

Die Impfungen gegen Tetanus und Diphtherie sind von der STIKO allgemein für die 
Gesamtbevölkerung empfohlen, sodass ein lediglich auf den Arbeitsschutz be-
schränktes Impferfordernis und damit ein gesonderter Anlass für eine Vorsorge nicht 
besteht (siehe auch FAQ Nummer 1.34). Es ist allerdings wünschenswert, dass im 
Rahmen der arbeitsmedizinischen Beratung auch auf diese Impfungen hingewiesen 
wird. Nur wenn die Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass ausnahmsweise auch inso-
weit ein tätigkeitsbedingtes und im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung erhöhtes In-
fektionsrisiko besteht, ist im Rahmen einer aus anderem Anlass durchgeführten ar-
beitsmedizinischen Vorsorge (zum Beispiel Wunschvorsorge) ein Impfangebot zu 
unterbreiten; siehe hierzu die Arbeitsmedizinischen Regel „Impfungen als Bestandteil 
der arbeitsmedizinischen Vorsorge bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen“ 
(AMR 6.5; Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“ sowie als 
Broschüre auf den Internetseiten des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, 
Artikelnummer A457). 
 
1.38. Wie ist das Verhältnis von STIKO-Empfehlungen zum Impfangebot nach 

ArbMedVV? 
Die Empfehlungen der Ständigen Impfkommission am Robert Koch-Institut (STIKO) 
enthalten auch Aussagen zu beruflich indizierten Impfungen, die insbesondere As-
pekte des Drittschutzes sowie des Schutzes besonderer Personengruppen (zum 
Beispiel Schwangere) beinhalten. Für den Arbeitsschutz bei Tätigkeiten mit biologi-
schen Arbeitsstoffen sind deshalb allein die Regelungen der Verordnung zur ar-
beitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) maßgeblich (eingehend in FAQ Nummer 
1.34). 
  
1.39. Wer trägt die Kosten der arbeitsmedizinischen Vorsorge? 
Kosten für Maßnahmen des Arbeitsschutzes nach dem Arbeitsschutzgesetz und den 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen (zum Beispiel Verord-
nung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV)) darf der Arbeitgeber nicht den 
Beschäftigten auferlegen. Bezogen auf Kosten für arbeitsmedizinische Vorsorge 
nach ArbMedVV, wie etwa für Beratung, körperliche oder klinische Untersuchungen, 
Biomonitoring oder Impfungen, heißt das, dass der Arbeitgeber sie in der Regel tra-
gen muss, es sei denn es existiert ein anderer Kostenträger (nicht die/der Beschäftig-
te). 
 
1.40. Muss ein Beschäftigter seine Eignung durch eine arbeitsmedizinische 

Vorsorge nach ArbMedVV nachweisen? 
Nein. Arbeitsmedizinische Vorsorge nach der Verordnung zur arbeitsmedizinischen 
Vorsorge (ArbMedVV) dient nicht der Erbringung eines Eignungsnachweises für be-
stimmte Tätigkeiten. Arbeitsmedizinische Vorsorge nach ArbMedVV dient vorrangig 
dem Gesundheitsschutz und der individuellen Aufklärung und Beratung des Beschäf-
tigten über die Wechselwirkungen zwischen seiner Arbeit und seiner Gesundheit. 
 
1.41. Darf arbeitsmedizinische Vorsorge zusammen mit Einstellungsuntersu-

chungen oder Eignungsuntersuchungen/ Tauglichkeitsuntersuchungen 
durchgeführt werden? 

Grundsätzlich nein. Arbeitsmedizinische Vorsorge soll grundsätzlich nicht zusammen 
mit Einstellungsuntersuchungen beziehungsweise Eignungsuntersuchun-
gen/Tauglichkeitsuntersuchungen durchgeführt werden. Nur wenn betriebliche Grün-
de dies erfordern, dürfen sie gemeinsam durchgeführt werden. In diesem Fall hat der 
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Arbeitgeber den durchführenden Arzt zu verpflichten, die unterschiedlichen Zwecke 
gegenüber dem Beschäftigten offenzulegen. Der Zweck arbeitsmedizinischer Vor-
sorge besteht vorrangig darin, die Beschäftigten über die Wechselwirkungen zwi-
schen ihrer Arbeit und ihrer Gesundheit aufzuklären und zu beraten, in der Früher-
kennung arbeitsbedingter Erkrankungen, der Feststellung, ob bei Ausübung einer 
bestimmten Tätigkeit eine erhöhte gesundheitliche Gefährdung besteht und schließ-
lich im Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit. Demgegenüber dienen Einstellungsunter-
suchungen beziehungsweise Eignungsuntersuchungen/ Tauglichkeitsuntersuchun-
gen nach sonstigen Rechtsvorschriften (zum Beispiel nach § 26 des Bundesdaten-
schutzgesetzes oder der Fahrerlaubnisverordnung) arbeitsrechtlichen beziehungs-
weise dienstrechtlichen Fragestellungen und/oder dem Schutz Dritter. Der Arbeitge-
ber erhält das Ergebnis von Eignungsuntersuchungen regelmäßig zur Kenntnis. We-
gen der unterschiedlichen rechtlichen Ausgangslagen und der verschiedenen 
Rechtsfolgen von arbeitsmedizinischer Vorsorge und Eignungsuntersuchungen dür-
fen die beiden Anlässe nicht vermengt werden. 
 
1.42. Muss der Arbeitgeber Pflichtvorsorge für Tätigkeiten mit einem krebser-

zeugenden Gefahrstoff veranlassen, wenn für diesen Gefahrstoff kein 
Arbeitsplatzgrenzwert aufgestellt ist und der Gefahrstoff nicht hautre-
sorptiv ist? 

Für Tätigkeiten mit einem krebserzeugenden Gefahrstoff wird nicht (länger) auf einen 
Arbeitsplatzgrenzwert abgestellt. Die Expositionsbedingungen sind in Anhang Teil 1 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 Buchstabe h bis j der Verordnung 
zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) beschrieben. Hierzu hat der Aus-
schuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) die Arbeitsmedizinische Regel „Abweichungen 
nach Anhang Teil 1 Absatz 4 ArbMedVV bei Tätigkeiten mit krebserzeugenden oder 
keimzellmutagenen Gefahrstoffen der Kategorie 1A oder 1B“ (AMR 11.1) erarbeitet 
(Abschrift unter www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“). 
 
1.43. Können die DGUV-Grundsätze, zum Beispiel G25 oder G41 Rechtsgrund-

lage für arbeitsmedizinische Pflichtvorsorge sein? 
Nein, die sogenannten „DGUV-Grundsätze“ sind Empfehlungen für den Arzt zum 
Umfang einer Untersuchung. G-Grundsätze allein sind keine Rechtsgrundlage für 
Untersuchungen und begründen weder für den Arzt noch für den Arbeitgeber oder 
die Beschäftigten Pflichten. Der Verordnungsgeber hat sich gegen die Aufnahme von 
Fahr-, Steuer- und Überwachungstätigkeiten (G25) und Arbeiten mit Absturzgefahr 
(G41) in den Katalog der arbeitsmedizinischen Vorsorgeanlässe im Anhang der Ver-
ordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) entschieden, weil bei die-
sen Tätigkeiten die Eignungsfeststellung im Vordergrund steht und es sich nicht um 
Vorsorge handelt. 
 
1.44. Wann ist eine Tätigkeit oder ein Kontakt „regelmäßig“ im Sinne des An-

hangs Teil 2 ArbMedVV (Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen ein-
schließlich gentechnischen Arbeiten mit humanpathogenen Organis-
men)? (Ergänzt im April 2014) 

Bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen gibt es keine Grenzwerte, die Infekti-
onskrankheiten sicher ausschließen. Das Risiko für eine Erkrankung hängt ab von 
der Expositionshöhe, von der Expositionsdauer, von dem Übertragungsweg, der In-
fektiosität des Erregers und der individuellen Immunitätslage der oder des Beschäf-
tigten. Die Regelmäßigkeit einer Tätigkeit oder eines Kontaktes wird dadurch charak-
terisiert, dass die wiederkehrende Exposition gegenüber dem biologischen Arbeits-
stoff bestimmend für den Charakter der Tätigkeit oder des Kontakts ist (tätigkeits-
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/kontaktspezifisches Auftreten). Die Tätigkeit oder der Kontakt ist schon beim ersten 
Mal als „regelmäßig“ anzusehen, wenn eine Wiederholung zu erwarten ist. 
 
1.45. Wann sind Röntgenuntersuchungen des Thorax im Rahmen der arbeits-

medizinischen Vorsorge nach ArbMedVV zulässig? (Ergänzt im Septem-
ber 2014) 

In bisherigen Empfehlungen zu den Inhalten der arbeitsmedizinischen Vorsorge wer-
den zu zahlreichen Vorsorgeanlässen auch Röntgenuntersuchungen als diagnosti-
sche Methode vorgeschlagen. Die Indikation zur Röntgenuntersuchung ist grundsätz-
lich nach den Vorgaben der Röntgenverordnung und der ärztlichen Berufsordnung zu 
stellen. Durch die Änderung der ArbMedVV zum 31.10.2013 wurde klargestellt, dass 
eine klinische Untersuchung und erst recht eine Röntgenuntersuchung weder bei der 
Pflicht- noch bei der Angebotsvorsorge zwingend erforderlich ist. Nach § 2 Absatz 1 
Nummer 3 ArbMedVV sind körperliche oder klinische Untersuchungen vielmehr nur 
Bestandteil der arbeitsmedizinischen Vorsorge, soweit sie für die individuelle Aufklä-
rung und Beratung erforderlich sind und der oder die Beschäftigte diese Untersu-
chungen nicht ablehnt. Die Indikation zur Röntgenuntersuchung ist somit unter Ab-
wägung des Nutzen-Risiko-Verhältnisses und Aufklärung des Beschäftigten im Ein-
zelfall zu stellen. Die Indikation sollte individuell nach der Anamnese, dem körperli-
chen Befund, gegebenenfalls anderer Funktionsparameter wie zum Beispiel einer 
Spirometrie in Zusammenschau mit der aktuellen oder früheren Art und Intensität der 
Belastung differenziert gestellt werden. Die Berechtigung zu einer nicht indizierten 
Strahlenbelastung kann weder aus der ArbMedVV oder deren Konkretisierungen, 
zum Beispiel der AMR 2.1 (Fristen), noch aus berufsgenossenschaftlichen Empfeh-
lungen wie zum Beispiel den Grundsätzen für arbeitsmedizinische Vorsorge der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung e.V. (sog. G-Grundsätze) abgeleitet 
werden. 
 
1.46. Was ist unter einer schweren Infektionskrankheit im Sinne von Anhang 

Teil 2 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a ArbMedVV zu verstehen? (Er-
gänzt im März 2015) 

Unter einer schweren Infektionskrankheit ist eine Gesundheitsbeeinträchtigung durch 
biologische Arbeitsstoffe der Risikogruppe 3 oder 4 nach Biostoffverordnung zu ver-
stehen. Entsprechende Gesundheitsbeeinträchtigungen sind auch durch bestimmte 
biologische Arbeitsstoffe der Risikogruppe 2 nach Biostoffverordnung möglich, die 
einer postexpositionellen Prophylaxe (primär oder sekundär) zugänglich sind. Die in 
Frage kommenden biologischen Arbeitsstoffe sind in der Gefährdungsbeurteilung 
festzulegen. Erreger, bei denen die Möglichkeit einer aktiven Immunisierung nach 
Exposition besteht, werden im Anhang der Arbeitsmedizinischen Regel „Impfungen 
als Bestandteil der arbeitsmedizinischen Vorsorge bei Tätigkeiten mit biologischen 
Arbeitsstoffen“ (AMR 6.5)  ausgewiesen; Abschrift unter www.baua.de/afamed „Wei-
tere Informationen“ sowie als Broschüre mit der Artikelnummer A457 unter 
www.bmas.de. 
 
 
1.47. Kann auf arbeitsmedizinische Vorsorge verzichtet werden, wenn der  

oder die Beschäftigte während der Tätigkeit persönliche Schutzausrüs-
tung trägt? (Ergänzt im November 2015) 

 
Nein! Das Tragen von persönlicher Schutzausrüstung, wie beispielsweise Atem-
schutz, Schutzhandschuhe, oder Gehörschutz, entbindet den Arbeitgeber nicht von 
der Verpflichtung, gegebenenfalls eine Pflichtvorsorge zu veranlassen oder ein Vor-
sorgeangebot zu unterbreiten oder Wunschvorsorge zu ermöglichen. Im Anhang der 
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ArbMedVV ist dieser Grundsatz des Arbeitsschutzes explizit zwar nur entsprechend 
bei dem Vorsorgeanlass „Lärm“ klarstellend aufgeführt, er gilt aber generell. 
 
1.48. Was ist beim Wechsel des Arztes oder der Ärztin im Sinne von § 7 Arb-

MedVV hinsichtlich der ärztlichen Aufzeichnungen zur arbeitsmedizini-
schen Vorsorge zu beachten? (Ergänzt im Januar 2016) 

Für den Umgang mit den ärztlichen Aufzeichnungen zur arbeitsmedizinischen Vor-
sorge (Befunde, Bescheinigungen etc.) enthält die ArbMedVV keine besonderen 
Festlegungen. Es gelten die allgemeinen datenschutzrechtlichen Regeln und das 
ärztliche Berufsrecht; siehe auch die Arbeitsmedizinische Regel „Fristen für die Auf-
bewahrung ärztlicher Unterlagen“ (AMR 6.1; Abschrift unter www.baua.de/afamed 
„Weitere Informationen“). 
Das Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein hat zum 
Thema im Internet eine ausführliche Information veröffentlicht, u.a. zur Frage des 
Eigentums, zum sogenannten „Zwei-Schrank-Modell“ und zur Beteiligung der Be-
schäftigten. Die Bundesärztekammer teilt diese Ausführungen. 
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutzgerechten-
UEbergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-
Betriebsaerzten.html (zuletzt abgerufen: 5.11.2015) 
 
1.49. Ergeben sich für den Betriebsarzt Pflichten aus § 23a Infektionsschutz-

gesetz (IfSG) oder bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweise 
aus § 36 Absatz 3 IfSG? (Angepasst im Oktober 2021) 

Nein. § 23a und § 36 Absatz 3 IfSG sind Ausprägungen des Fragerechts des Arbeit-
gebers gegenüber dem Beschäftigten. Sie erlauben in bestimmten Einrichtungen und 
Unternehmen die Verarbeitung von Daten zum Impf- und Serostatus Beschäftigter 
durch den Arbeitgeber in Bezug auf übertragbare Krankheiten, u.a. COVID-19. Die 
Erhebung des Impf- oder Serostatus zur Erbringung des Nachweises nach § 23a 
oder § 36 Absatz 3 IfSG ist keine Aufgabe nach dem Arbeitssicherheitsgesetz. 
Übernimmt der Betriebsarzt die Erhebung des Impf- oder Serostatus (Eignungsfest-
stellung), muss sie klar von der arbeitsmedizinischen Vorsorge nach ArbMedVV ge-
trennt werden. Der Betriebsarzt muss den Beschäftigten über den Zweck aufklären 
und ihm den Impf- oder Serostatus unabhängig von der Vorsorgebescheinigung at-
testieren. Das ausgestellte Attest kann nur der/die Beschäftigte weiterreichen. Die 
Schweigepflicht des Betriebsarztes gegenüber dem Arbeitgeber bleibt bestehen. 
Weitere Informationen ergeben sich aus einer gemeinsamen Stellungnahme von 
BMAS und BMG, die allerdings nicht rechtsverbindlich ist (abrufbar unter 
www.baua.de/afamed „Downloads“). 
 
1.50. Ist die postexpositionelle Prophylaxe (PEP) Bestandteil der arbeitsmedi-

zinischen Vorsorge? (Ergänzt im Januar 2017) 
Die PEP ist kein Bestandteil der arbeitsmedizinischen Vorsorge. 
 
Bei PEP handelt es sich um Akutmaßnahmen, die im Rahmen der ärztlichen Erstver-
sorgung bei unfallartigen Expositionen (z.B. Nadelstichverletzungen bei der Patien-
tenversorgung, aerogene Expositionen) zeitnah und in der Regel in der Unfallambu-
lanz/beim D-Arzt durchgeführt werden. Der Betriebsarzt ist an der Organisation die-
ser Erstversorgung beteiligt (vgl. § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e ASiG). Ist er 
selbst betrieblicher Teil dieser Erstversorgung, kann er in diesem Rahmen die PEP 
durchführen.  
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Unter PEP werden Maßnahmen der Chemoprophylaxe, postexpositionelle Schutz-
impfungen und die Gabe von Immunglobulinen verstanden. Eine PEP kann auch aus 
der Gabe mehrerer Dosen über einen längeren Zeitraum bestehen.  
 
Ist eine PEP nach einer Exposition gegenüber Infektionserregern möglich, hat der 
Arbeitgeber unverzüglich eine Angebotsvorsorge anzubieten, wenn mit einer schwe-
ren Infektionskrankheit gerechnet werden muss (vgl. Anhang Teil 2 Absatz 2 Num-
mer 2 Buchstabe a ArbMedVV). Diese Angebotsvorsorge ist keine Erstversorgung 
und ersetzt diese auch nicht. Ziel der arbeitsmedizinischen Vorsorge ist es, arbeits-
bedingte Erkrankungen einschließlich Berufskrankheiten frühzeitig zu erkennen und 
zu verhüten und den betrieblichen Gesundheitsschutz zu verbessern. Der Fokus liegt 
hier auf der erfolgten Exposition und deren Folgen. In der Regel werden die erforder-
lichen Maßnahmen der PEP bereits im Rahmen der Erstversorgung eingeleitet, be-
vor die Angebotsvorsorge wegen des Expositionsereignisses stattfindet. Falls sich 
ausnahmsweise erst bei der Angebotsvorsorge die Indikation für eine PEP heraus-
stellt, muss die Versorgung unverzüglich eingeleitet werden. Sollte nach der Erstver-
sorgung die Gabe weiterer Impfstoffdosen erforderlich sein, weil die tätigkeitsbeding-
te Gefährdung weiterhin besteht, erfolgt das Impfangebot bzw. die Impfstoffgabe im 
Rahmen der arbeitsmedizinischen Angebotsvorsorge nach Anhang Teil 2 Absatz 2 
Nummer 2 ArbMedVV; vgl. die Arbeitsmedizinische Regel „Impfungen als Bestandteil 
der arbeitsmedizinischen Vorsorge bei Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen“ - 
(AMR 6.5), dort insbesondere Abschnitt 3 Absatz 4 (Abschrift der AMR 6.5 unter 
www.baua.de/afamed „Weitere Informationen“ sowie als Broschüre mit der Artikel-
nummer A457 unter www.bmas.de).  
 
Darüber hinaus können sich aus dem Unfallereignis und aus der Angebotsvorsorge 
Anhaltspunkte ergeben, die Gefährdungsbeurteilung zu überprüfen. 
 
1.51. (weggefallen) 
Die Frage „Ist die Pneumokokken-Impfung für Schweißer Bestandteil der arbeitsme-
dizinischen Vorsorge?“ ist entfallen aufgrund der Veröffentlichung der AMR 6.7 im 
Gemeinsamen Ministerialblatt im Juni 2019. 
 
1.52. Wer ist verantwortlich für das Führen der Vorsorgekartei? (Ergänzt im 

Dezember 2017) 
Der Arbeitgeber ist verantwortlich für das Führen der Vorsorgekartei. Mit der rechtli-
chen Frage, inwiefern diese Aufgabe dem Betriebsarzt oder der Betriebsärztin über-
tragen werden kann, setzt sich der Artikel „Fragen und Antworten im Zusammenhang 
mit der Führung der Vorsorgekartei durch den Betriebsarzt/Betriebsärztin“, von 
Sladezcek & Behrens in vdbw aktuell 4/2016 (www.baua.de/dok/8732226) auseinan-
der. 
 
1.53. Wer hat die Pflicht der Veranlassung von arbeitsmedizinischer Vorsor-

ge? (Ergänzt im Dezember 2017) 
Der Arbeitgeber hat die Pflicht der Veranlassung von arbeitsmedizinischer Vorsorge. 
Mit der rechtlichen Frage, inwiefern überhaupt Pflichten des Arbeitgebers dem Be-
triebsarzt oder der Betriebsärztin übertragen werden können, setzt sich der Artikel 
„Fragen und Antworten im Zusammenhang mit der Führung der Vorsorgekartei durch 
den Betriebsarzt/Betriebsärztin“ von Sladezcek & Behrens in vdbw aktuell 4/2016 

http://www.bmas.de/
http://www.baua.de/dok/8732226
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(www.baua.de/dok/8732226) am Beispiel des Führens der Vorsorgekartei auseinan-
der. 
 
1.54. Warum kann nach der AMR 2.1 die Frist bis zur nächsten Vorsorge nicht 

über 36 Monate hinaus verlängert werden, wenn ein 10jähriger (z. B. Per-
tussis) oder lebenslanger (z. B. Masern) Immunschutz besteht (z.B. in 
Kindertagesstätten)? (Ergänzt im Juli 2018) 

Die arbeitsmedizinische Vorsorge nach der Verordnung zur arbeitsmedizinischen 
Vorsorge (ArbMedVV) leitet sich aus der Gefährdungsbeurteilung ab. Individuelle 
Besonderheiten der Beschäftigten, wie zum Beispiel deren Impfstatus, spielen dabei 
keine Rolle. Entscheidend sind der Arbeitsplatz und die Arbeitsplatzbedingungen. 
Impfungen sind bei bestimmten Infektionsgefährdungen Bestandteil der arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge (§ 6 Absatz 2 Satz 3 und 4 ArbMedVV in Verbindung mit AMR 
6.5; siehe FAQ Nummer 1.34), jedoch nicht ihr alleiniger Zweck. In der Vorsorge geht 
es unter anderem um die Frage, ob infolge der Exposition eine Erkrankung aufgetre-
ten ist und ob eine erhöhte (individuelle) gesundheitliche Gefährdung besteht (§ 2 
Absatz 1 Nummer 2 ArbMedVV). Eine Impfung kann eine erhöhte arbeitsbedingte 
gesundheitliche Gefährdung bei entsprechender Exposition nicht völlig ausschließen. 
Impfdurchbrüche sind möglich. Zwischenzeitlich hinzutretende Erkrankungen oder 
Medikamenteneinnahmen können das Immunsystem allgemein schwächen. Weiter-
hin befinden sich die Impfempfehlungen in ständiger Aktualisierung. Aus diesen 
Gründen hält der AfAMed es für medizinisch nicht gerechtfertigt, die vom Arzt indivi-
duell zu bestimmende Frist bis zur nächsten Vorsorge allein an der aktuell prognosti-
zierten Wirksamkeitsdauer einer Impfung zu orientieren. 
 
Hinzu kommt, dass sich die arbeitsmedizinische Vorsorge nicht auf den reinen Vor-
sorgeanlass beschränkt. Es treten auch Infektionsgefährdungen auf, die nicht impf-
präventabel sind z.B. Scabies und Noroviren. Im Termin beim Betriebsarzt sollen alle 
Arbeitsaufgaben/Arbeitstätigkeiten und die damit verbundenen Gesundheitsbelas-
tungen angesprochen werden. Im Bereich von Kindertagesstätten können das neben 
der Infektionsgefährdung beispielsweise Lärmbelastungen, Belastungen des Mus-
kelskelettsystems und psychische Belastungen sein. Eine regelmäßige umfassende 
Beratung zu allen Wechselwirkungen zwischen Arbeit und Gesundheit ist aus ar-
beitsmedizinischer Sicht alle 36 Monate sinnvoll (vgl. Abschnitt Absatz 8 AMR 2.1; 
siehe FAQ Nummer 1.11). 
 
Außerdem wäre es datenschutzrechtlich bedenklich, wenn der Arzt die Maximalfrist 
von 36 Monaten im Falle eines bestehenden Immunschutzes verlängert. Seit der Än-
derung der ArbMedVV im Jahr 2013 erhält der Arbeitgeber in der Vorsorgebeschei-
nigung nur eine Aussage zur Teilnahme des Beschäftigten an der Vorsorge, aber 
keine Informationen zum persönlichen Vorsorgeergebnis (vgl. auch AMR 6.3; hierzu 
FAQ Nummer 1.18, 1.19 und 1.20). Eine individuelle Verlängerung bei bestehendem 
Immunschutz würde die Preisgabe gesundheitlicher Informationen an den Arbeitge-
ber bedeuten. Der Arbeitgeber könnte allein aufgrund der Verlängerung Rückschlüs-
se über den Immunschutz oder das Impfverhalten des Beschäftigten ziehen. Beides 
ist von der ArbMedVV nicht gedeckt. 
 

http://www.baua.de/dok/8732226
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1.55. Was bedeutet „Luftkonzentration von 3 mg/m³ Schweißrauch“ im Vor-
sorgeanlass „Schweißen und Trennen von Metallen“? 

Wird beim Schweißen und Trennen von Metallen die Luftkonzentration von 3 mg/m3 

Schweißrauch überschritten, muss arbeitsmedizinische Vorsorge veranlasst werden 
(Anhang Teil 1 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b ArbMedVV); wird sie eingehalten, 
muss arbeitsmedizinische Vorsorge angeboten werden (Anhang Teil 1 Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe f ArbMedVV). 
Beim Schweißen und Trennen von Metallen kommt es zu einer komplexen Expo-
sition gegenüber Gasen und Partikeln. Die partikuläre Exposition (Schweißrau-
che) beinhaltet weit überwiegend alveolengängigen Staub (A-Staub) und Ultra-
feinstaub. Die Luftkonzentration von 3 mg/m3 Schweißrauch im Vorsorgeanlass 
bezieht sich auf den gemessenen Schweißrauch, der in der Regel als Gesamt-
staub erfasst wird. Aufgrund seiner Eigenschaften wird er vollständig als A-Staub 
gewertet. 

 
1.56. Warum wird beim Vorsorgeanlass „Schweißen und Trennen von Metal-

len“ der Wert nicht von 3 mg/m³ auf 1,25 mg/m³ (AGW für A-Staub) ge-
senkt? 

Die partikuläre Exposition (Schweißrauche) beinhaltet weit überwiegend al-
veolengängigen Staub (A-Staub) und Ultrafeinstaub. Beim Vorsorgeanlass 
„Schweißen und Trennen von Metallen“ wird auf eine Luftkonzentration von 
3 mg/m3 Schweißrauch abgestellt (siehe FAQ Nummer 1.55). Der AGW für 
A-Staub als Auslöseschwelle für eine Vorsorge gemäß Anhang Teil 1 Ab-
satz 1 Nummer 1 Buchstabe a ArbMedVV liegt aber weit darunter (1,25 
mg/m3). 
Schweißer sind mehreren Gesundheitsgefährdungen ausgesetzt, u.a. A-Staub 
und Eisenpartikeln. Eine vermehrte Beladung der Lunge mit A-Staub kann eine 
chronische Bronchitis verursachen. Eine vermehrte Beladung der Lunge mit Ei-
senpartikeln kann eine Siderofibrose herbeiführen. 
Die Zielrichtungen der Vorsorge beim Schweißen und Trennen von Metallen bzw. 
bei Exposition gegenüber A-Staub sind demzufolge unterschiedlich. Beim 
Schweißen und Trennen von Metallen geht es primär um die Verhütung bzw. 
Früherkennung einer Siderofibrose. Ziel der Vorsorge bei Exposition gegenüber 
A-Staub ist hingegen die Verhütung bzw. Früherkennung einer chronischen Bron-
chitis.  

Die Wirkung inerter granulärer Stäube hängt von deren Dichte ab. Je geringer die 
Dichte und – bezogen auf die Masse – je höher das Volumen, desto größer ist die 
Wirkung (Volumenbeladung von Makrophagen). Der AGW für A-Staub ist dichteba-
siert und liegt aktuell bei 1,25 mg/m3. Dieser Wert entspricht dichtebezogen 3 mg/m3 
Schweißrauch.  
Eine Absenkung der Auslöseschwelle aufgrund der spezifischen Wirkung 
einer eisenhaltigen Mischstaubexposition (Siderofibrose) von 3 mg/m3 
Schweißrauche ist nicht begründbar. 

Eine Angleichung oder Absenkung der unterschiedlichen Werte ist deshalb nicht er-
forderlich. 
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1.57. Wann kommt bei tätigkeitsbedingten Auslandsaufenthalten arbeitsmedi-
zinische Vorsorge in Betracht und was sind „Tätigkeiten in Tropen, Sub-
tropen und sonstige Auslandsaufenthalte mit besonderen klimatischen 
Belastungen und Infektionsgefährdungen“? 

Der Arbeitgeber muss auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung für eine ange-
messene arbeitsmedizinische Vorsorge sorgen. Bei tätigkeitsbedingten Auslandsauf-
enthalten kommt arbeitsmedizinische Vorsorge in folgenden Fällen in Betracht: 
• bei Tätigkeiten in Tropen, Subtropen und sonstigen Auslandsaufenthalten mit be-

sonderen klimatischen Belastungen und Infektionsgefährdungen (Pflichtvorsorge, 
§ 4 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang Teil 4 Absatz 1 Nummer 2 ArbMedVV, 
Hinweis: Die besondere klimatische Belastung muss kombiniert mit der Infekti-
onsgefährdung vorliegen.), 

• am Ende einer Tätigkeit, bei der die zuvor genannte Pflichtvorsorge zu veranlas-
sen war (Angebotsvorsorge, § 5 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang Teil 4 Absatz 
2 Nummer 3 ArbMedVV), 

• bei allen anderen tätigkeitsbedingten Auslandsaufenthalten, sofern eine Gesund-
heitsgefährdung nicht ausgeschlossen werden kann (Wunschvorsorge, § 5a 
ArbMedVV; Beispiele: bei Infektionsgefährdungen im europäischen Ausland oder 
bei extremen klimatischen Bedingungen ohne Infektionsgefährdungen wie in Po-
larregionen). 

 
Die Entscheidung, ob eine Pflichtvorsorge zu veranlassen ist, muss in Abhängigkeit 
von der orts- und tätigkeitsbezogenen Gefährdungsbeurteilung getroffen werden. 
Aufgrund der Vielzahl der zu berücksichtigenden Faktoren soll bei der Gefährdungs-
beurteilung die Betriebsärztin oder der Betriebsarzt oder eine Ärztin oder ein Arzt mit 
reise- und tropenmedizinischen Fachkenntnissen einbezogen werden. 
 
Kriterien für den Pflichtvorsorgeanlass „Tätigkeiten in Tropen, Subtropen und sonsti-
ge Auslandsaufenthalte mit besonderen klimatischen Belastungen und Infektionsge-
fährdungen“ enthält die Anlage der Arbeitsmedizinischen Regel „Impfungen, präex-
positionelle Chemoprophylaxe und Notfallprävention als Bestandteil der arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge nach ArbMedVV bei tätigkeitsbedingten Auslandsaufenthalten 
mit Infektionsgefährdungen“ (AMR 6.6). Die AMR 6.6 ist erhältlich auf den Internet-
seiten des Ausschusses für Arbeitsmedizin bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin oder als Broschüre beim Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales (Artikelnummer A457). 
 
1.58. Dürfen Ärztinnen und Ärzte in der Facharzt-Weiterbildung „Arbeitsmedi-

zin“ oder in der Zusatz-Weiterbildung „Betriebsmedizin“ arbeitsmedizi-
nische Vorsorge durchführen? 

Ärztinnen und Ärzte in der Facharzt-Weiterbildung „Arbeitsmedizin“ oder in der 
Zusatz-Weiterbildung „Betriebsmedizin“ verfügen über die ärztliche Approbation; sie 
dürfen eigenverantwortlich und selbstständig ihren ärztlichen Beruf ausüben. 
Im Rahmen ihrer Weiterbildung werden sie unter Anleitung erfahrener und zur 
entsprechenden Weiterbildung befugter Fachärzten und Fachärztinnen tätig, um die 
speziellen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten im Gebiet Arbeitsmedizin bzw. 
in der Betriebsmedizin zu erwerben. 
 
Unter Berücksichtigung des Weiterbildungsstandes und der individuellen Kompeten-
zen der Weiterzubildenden können diesen auch anspruchsvollere Aufgaben durch 
den Weiterbildungsbefugten übertragen werden. In regelmäßigen Abständen sowie 
bei Bedarf müssen sich die Weiterzubildenden stets zeitnah an den 
weiterbildungsbefugten Arzt oder die weiterbildungsbefugte Ärztin wenden können; 
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im Übrigen gelten die allgemeinen Anforderungen an die ärztliche Berufsausübung, 
welche maßgeblich im ärztlichen Berufsrecht geregelt sind. 
 
Zu den an Ärzte und Ärztinnen in arbeitsmedizinischer oder betriebsmedizinischer 
Weiterbildung übertragbaren Aufgaben gehört auch die Durchführung 
arbeitsmedizinischer Vorsorge, soweit der weiterbildungsbefugte Arzt oder die 
weiterbildungsbefugte Ärztin von einem oder mehreren Unternehmen nach § 7 
ArbMedVV mit arbeitsmedizinischer Vorsorge beauftragt ist. 
 
Ein Arzt oder eine Ärztin in Weiterbildung kann die Vorsorgebescheinigung 
unterschreiben, wenn der verantwortliche weiterbildende Arzt oder die weiterbildende 
Ärztin die Aufgabe an ihn oder sie übertragen hat. In der Vorsorgebescheinigung 
muss der weiterbildende Arzt oder die weiterbildende Ärztin erkennbar sein (AMR 6.3 
Ziff. 3.5 Absatz 2). 
 

 

2. Vorbemerkungen zu den FAQ Nummer 2.1 bis 2.22 - infektiöse, offene 
Lungentuberkulosen (TBC) in der Arbeitsmedizin (Ergänzt im April 2013) 

Die folgenden FAQ beziehen sich ausschließlich auf die infektiösen, offenen Lungen-
tuberkulosen (TBC). Die geschlossenen Organmanifestationen sind nicht infektiös. 
 
2.1. Bei welchen Tätigkeiten und/oder in welchen Arbeitsbereichen kann eine 

potenzielle Gefährdung durch Tuberkuloseerreger bestehen? 
Ganz allgemein kann bei diagnostischen, therapeutischen und pflegerischen Tätig-
keiten eine Gefährdung durch Tuberkuloseerreger auftreten. Dies gilt insbesondere 
in pneumologischen Arztpraxen, auf internistisch-pneumologischen Stationen, aber 
zum Beispiel auch in der HNO und Zahnmedizin. 
 
Tätigkeiten mit besonderer Gefährdung können unter anderem sein: Intubation, Be-
atmung, Absaugung, Atemtherapie. Dies gilt insbesondere immer dann, wenn es sich 
um Notfallpatienten handelt oder ein enger Patientenkontakt [1] gegeben ist. Für La-
borpersonal kann eine Gefährdung bei der Untersuchung von Probenmaterial (bei-
spielsweise Sputum, Bronchoalveoläre Lavage (BAL)) und bei Mitarbeitern der Pa-
thologie und Rechtsmedizin bei der Obduktion nicht sicher ausgeschlossen werden.  
 
Auch bei der Betreuung von Hochrisikogruppen wie HIV-Positiven, Drogen- und Al-
koholabhängigen, Gefängnisinsassen oder Obdachlosen ist Kontakt zu Tuberkulo-
seerregern möglich. Auch bei Migranten vor allem aus Osteuropa ist die Inzidenz der 
TBC erhöht. 
 
Beim beruflichen Einsatz in Gebieten mit endemischem Vorkommen sollte immer 
dann von einer erhöhten Gefährdung ausgegangen werden, wenn ein enger Kontakt 
zur einheimischen Bevölkerung erforderlich ist. 
 
Bei Kontakt zu ansteckungsfähigen Tieren ist die Möglichkeit der Erregerübertragung 
auf den Menschen ebenfalls in Betracht zu ziehen. 
 
2.2. Welche Kontaktzeiten und/oder Übertragungswege müssen gegeben 

sein? 
In der Regel handelt es sich um eine aerogene Erregerübertragung. Dazu ist entwe-
der ein länger dauernder, enger räumlicher Kontakt oder ein kurzzeitiger, intensiver 
Kontakt zu einem ansteckungsfähigen Tuberkulosepatienten [2] erforderlich. Eine 
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erhöhte Gefährdung ist demnach insbesondere dann anzunehmen, wenn der Patient 
während der diagnostischen, therapeutischen oder pflegerischen Maßnahme gehäuft 
oder stark hustet.  
 
In weit geringerem Maß sind auch Schmierinfektionen möglich. Dieser Übertra-
gungsweg wird durch Verletzungen oder Erkrankungen der Haut/Schleimhaut be-
günstigt. 
 
2.3. Wie ist die Gefährdung durch Tuberkuloseerreger zu erfassen und zu 

bewerten? 
Nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber die für die Beschäftigten bei 
ihrer Arbeit möglichen Gefährdungen zu ermitteln und entsprechende Maßnahmen 
zum Arbeitsschutz festzulegen. Dabei sind weitere für den jeweiligen Arbeitsplatz 
geltende Gesetze und Verordnungen (zum Beispiel die Biostoffverordnung) zu be-
achten und Regeln (beispielsweise TRBA 250 „Biologische Arbeitsstoffe im Gesund-
heitswesen und in der Wohlfahrtspflege“) zu berücksichtigen. Durch konkretes und 
umfassendes Beschreiben der Arbeitsaufgaben und unter Beachtung der unter-
schiedlichen Arbeitssituationen müssen Art und Umfang eines möglichen Kontaktes 
zu Tuberkuloseerregern definiert werden. Nach Feststellung der Kontaktmöglichkei-
ten sind zur Kontaktminimierung beziehungsweise zur Kontaktverhinderung geeigne-
te Arbeitsschutzmaßnahmen festzulegen. 
 
2.4. Welche Maßnahmen sind zum Schutz der Beschäftigten zu treffen? 
Um die Übertragung des Tuberkuloseerregers von ansteckungsfähigen Patienten auf 
Beschäftigte (medizinisches Personal am Arbeitsplatz), Mitpatienten und Besucher 
zu verhindern, sind eine Reihe von Schutzmaßnahmen einschließlich bestimmter 
Verhaltensregeln zu ergreifen bzw. einzuhalten. Dabei stehen zunächst die rasche 
und zuverlässige Erkennung einer offenen Lungentuberkulose und ihre zügige und 
effiziente Behandlung ganz im Vordergrund. Bis zum Erfolg dieser Behandlung 
(„Sputumkonversion“) sind folgende Maßnahmen zu ergreifen: 
 

− Stationär betreute Patienten mit vermuteter oder bestätigter Tuberkulose sind 
bis zum Ausschluss ihrer Ansteckungsfähigkeit beziehungsweise für die Dau-
er ihrer Ansteckungsfähigkeit in geeigneten Räumen (Einzelzimmer mit eige-
ner Nasszelle) zu isolieren. Dabei ist für ausreichende Raumlüftung zu sorgen 
(häufige Fensterlüftung mit Abluft ins Freie; bei Vorhandensein einer raumluft-
technischen Anlage ist Unterdruck im Patientenzimmer einzustellen). 

 
− Beschäftigten, die mit der Behandlung und Pflege von Patienten mit offener 

Lungentuberkulose betraut sind, wird generell das Tragen persönlicher 
Schutzausrüstung (eines Atemschutzes, der die Kriterien einer FFP-2-Maske 
erfüllt) empfohlen. Dasselbe gilt für anderes Personal (zum Beispiel Reini-
gungskräfte oder Techniker), das sich im Patientenzimmer aufhält. Dabei kann 
aufgrund der kurzen Tragedauer und der relativ geringen physischen Belas-
tung während des Tragens im Allgemeinen auf eine arbeitsmedizinische Vor-
sorge nach Anhang Teil 4 Absatz 2 Nummer 2 ArbMedVV verzichtet werden. 
In Situationen mit potenziell hoher Aerosolexposition muss zur Entscheidung 
über die geeigneten Schutzmaßnahmen eine gesonderte Risikoabschätzung 
erfolgen. Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes bietet exponierten Beschäftig-
ten dann keinen ausreichenden Schutz. 

 
− Das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes durch den ansteckungsfähigen Pati-

enten kann aber zur Reduzierung der abgegebenen Aerosolmenge und damit 
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zur Verringerung der Gefährdung der Beschäftigten beitragen, sofern der Pa-
tient ausreichende Kooperationsbereitschaft zeigt. Letztere wird vor allem 
durch seine individuelle Aufklärung erreicht, die insbesondere die Vermittlung 
von Verhaltensregeln umfasst, welche die beim Husten freigesetzten infektiö-
sen Aerosole reduzieren können.  
 

− Schließlich kann durch regelmäßige Unterweisungen der Beschäftigten zum 
arbeitsschutzgerechten Verhalten bei Kontakt mit potenziell infektiösen Pati-
enten und zur Einhaltung des Reinigungs- und Hygienestandards ebenfalls 
eine deutliche Reduzierung der Gefährdung erreicht werden.  

 
Mycobacterium tuberculosis ist ein Infektionserreger der Risikogruppe 3. Untersu-
chungen von Probenmaterial im Rahmen der bakteriologischen Erstdiagnostik (mik-
roskopische Direktuntersuchungen, Probenvorbereitung für die PCR, Anlage von 
Kulturen) können im Allgemeinen in einem Laboratorium der Schutzstufe 2 erfolgen. 
Werden jedoch im Rahmen der weiterführenden Diagnostik (Identifizierung und Emp-
findlichkeitsprüfung angezüchteter Tuberkuloseerreger) Tätigkeiten mit Reinkulturen 
oder hoch angereicherten Kulturen von Mycobacterium tuberculosis durchgeführt, 
müssen diese in einem Laboratorium der Schutzstufe 3 vorgenommen werden. Die 
mit den entsprechenden Schutzstufen verknüpften Schutzmaßnahmen sind in der 
TRBA 100 „Schutzmaßnahmen für gezielte und nicht gezielte Tätigkeiten in Labora-
torien“ beschrieben. 
 
Hinweis: Zum Arbeitsschutz bei der Behandlung und Pflege von Patienten siehe 
auch TRBA 250 „Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohl-
fahrtspflege“. 
 
2.5. Wann muss eine allgemeine arbeitsmedizinische Beratung erfolgen? 
Nach § 14 Absatz 2 der Biostoffverordnung hat der Arbeitgeber sicherzustellen, dass 
für alle Beschäftigten, die Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen ausführen, eine 
allgemeine arbeitsmedizinische Beratung durchgeführt wird. Zum Inhalt siehe FAQ 
Nummer 1.4 und 1.5. 
 
2.6. Wann muss arbeitsmedizinische Vorsorge erfolgen oder angeboten wer-

den? 
Im Anhang Teil 2 der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) ist 
für Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen festgelegt, unter welchen Expositions-
bedingungen Pflichtvorsorge bei Kontakt zu den dort aufgeführten biologischen Ar-
beitsstoffen bei nicht gezielten Tätigkeiten zu veranlassen sind. Danach ist Pflicht-
vorsorge für Beschäftigte von Tuberkuloseabteilungen und anderer pulmonologischer 
Abteilungen mit Tätigkeiten mit regelmäßigem Kontakt zu erkrankten oder krank-
heitsverdächtigen Personen zu veranlassen. Das Gleiche trifft zu auf Beschäftigte 
von Forschungseinrichtungen und Laboratorien mit Kontaktmöglichkeit zu infizierten 
Proben oder Verdachtsproben beziehungsweise zu erregerhaltigen oder kontaminier-
ten Gegenständen oder Materialien.  
 
Hat der Arbeitgeber keine Pflichtvorsorge zu veranlassen, muss er für Beschäftigte, 
die nicht gezielte Tätigkeiten der Risikogruppe 3 ausführen, arbeitsmedizinische Vor-
sorge anbieten. Da Tuberkuloseerreger in die Risikogruppe 3 eingestuft wurden, er-
fordern alle unter FAQ Nummer 2.1 genannten Tätigkeiten immer eine Angebotsvor-
sorge.  
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Arbeitsmedizinische Vorsorge muss vom Arbeitgeber auch dann angeboten werden, 
wenn er Kenntnis davon erlangt, dass ein Beschäftigter eine Erkrankung erleidet, die 
im ursächlichen Zusammenhang mit der Tätigkeit stehen kann. Dies gilt auch für Be-
schäftigte mit vergleichbaren Tätigkeiten, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
sie ebenfalls gefährdet sein können. In Fällen des Kontaktes zu an ansteckungsfähi-
ger Tuberkulose erkrankten Patienten, kann das bedeuten, dass in Absprache mit 
dem zuständigen Gesundheitsamt die Untersuchungen zum Ausschluss einer laten-
ten Tuberkuloseinfektion durch eine durchgeführte Angebotsvorsorge im Betrieb er-
setzt werden. Weitere Informationen dazu sind unter FAQ Nummer 2.16 und FAQ 
Nummer 2.18 zusammengestellt.  
 
Nach § 11 des Arbeitsschutzgesetzes bzw. § 5a der Verordnung zur arbeitsmedizini-
schen Vorsorge hat der Arbeitgeber zudem den Beschäftigten auf ihren Wunsch hin 
je nach den Gefahren für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit regelmäßig 
arbeitsmedizinische Vorsorge zu ermöglichen. Dies gilt nicht, wenn aufgrund der Ge-
fährdungsbeurteilung und der getroffenen Schutzmaßnahmen nicht mit einem Ge-
sundheitsschaden zu rechnen ist. 
 
2.7. Was gehört zur arbeitsmedizinischen Vorsorge bei Tätigkeiten mit Kon-

takt zu Tuberkuloseerregern? 
Bereits im Rahmen der arbeitsmedizinischen Beratung muss zu Expositionsmöglich-
keiten, Verlauf und Manifestation einer Infektion oder Erkrankung informiert werden. 
Dabei ist es unerlässlich auch auf geeignete Hygiene- und Desinfektionsmaßnahmen 
sowie persönliche Schutzmaßnahmen hinzuweisen. 
 
Die eigentliche arbeitsmedizinische Vorsorge setzt sich aus einer Anamneseerhe-
bung und einer von der Einwilligung des Beschäftigten abhängigen körperlicher Un-
tersuchung zusammen. Zusätzlich sollte zum Ausschluss beziehungsweise Nach-
weis einer latenten Tuberkuloseinfektion ein Interferon-γ-Test postexpositionell 
durchgeführt werden. Bei positivem Testausfall wird eine Thoraxröntgenaufnahme 
empfohlen. Gleichzeitig sollte über Möglichkeit und Durchführung einer präventiven 
Therapie informiert werden.  
 
Für arbeitsmedizinische Vorsorge im Zusammenhang mit § 5 Absatz 2 der Verord-
nung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge und Kontakt zu einem ansteckungsfähigen 
Tuberkulosepatienten gilt allgemein der gleiche Ablauf. In diesem Fall erlangt aber 
zusätzlich der Vergleich der aktuellen Befunde mit früheren Ergebnissen an Bedeu-
tung. 
 
2.8. Sollte schon vor Aufnahme einer entsprechenden Tätigkeit eine arbeits-

medizinische Vorsorge auf eine tuberkulöse Infektion („Nullwert“) erfol-
gen? 

Eine Indikation für einen „Nullwert“ ohne konkrete Exposition oder ohne erhöhtes 
Erkrankungsrisiko scheint nach derzeitigem Kenntnisstand nicht gegeben.  
Vor Aufnahme einer die Sicherheit oder Gesundheit der/des Beschäftigten gefähr-
denden Tätigkeit muss gegebenenfalls dennoch arbeitsmedizinische Vorsorge nach 
Anhang Teil 2 der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge durchgeführt wer-
den. 
 
Ist bei einer/einem Beschäftigten eine frühere Erkrankung an Tuberkulose bekannt, 
ist eine mit Einwilligung der/des Beschäftigten erstellte aktuelle Thoraxröntgenauf-
nahme für möglicherweise notwendige spätere Vergleiche hilfreich. 
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2.9. Ist ein Fingerprinting, also eine genetische Analyse von Mycobacterium 
tuberculosis, bei Verdacht auf Vorliegen einer Berufskrankheit sinnvoll?  

Genetisches Fingerprinting erlaubt, innerhalb der Gruppe Mycobacterium tuberculo-
sis identische Stämme zu identifizieren, ist allerdings für die Verdachtsanzeige nicht 
erforderlich. Auch für die Anerkennung einer Tuberkulose als Berufskrankheit ist der 
Nachweis der Infektionsquelle bei gefährdeten Berufsgruppen nicht erforderlich. Al-
lerdings können mittels Fingerprinting auch für andere Berufsgruppen und rückbli-
ckend beruflich verursachte Tuberkulosen, die bisher gegebenenfalls nicht als solche 
eingestuft wurden, hinsichtlich des Infektionsweges aufgedeckt werden. 
 
2.10. Ist der Tuberkulinhauttest (THT) in der arbeitsmedizinischen Vorsorge 

noch indiziert? 
Mit den Interferon-Gamma Release Assays (IGRA) stehen neue spezifische Tests 
zur Diagnose einer latenten tuberkulösen Infektion (LTBI) zur Verfügung. Es wird 
empfohlen, für die arbeitsmedizinische Vorsorge zur Diagnose einer LTBI die IGRAs 
zu verwenden. Aufgrund der im Vergleich zum Tuberkulinhauttest (THT) höheren 
Spezifität der IGRAs wird der Anteil falsch-positiv getesteter Personen und damit die 
Zahl unnötiger Nachuntersuchungen und chemopräventiver Behandlungen reduziert. 
Da sich im Falle eines negativen IGRA-Resultats die untersuchte Person nicht erneut 
vorstellen muss, entfallen zudem Wege und Arbeitszeitausfälle. Auf die Empfehlun-
gen des Deutschen Zentralkomitees (DZK) für die Umgebungsuntersuchungen bei 
Tuberkulose wird verwiesen [3].  
 
2.11. Welche Konsequenzen ergeben sich bei einem positiven Interferon-

Gamma Release Assay (IGRA)-Ergebnis? 
Die Konsequenzen eines positiven Interferon-Gamma Release Assay (IGRA)-
Ergebnisses sind abhängig von den Voraussetzungen, unter denen der Test durch-
geführt wurde. Bei Beschäftigten, die regelmäßig erhöhten beruflichen Infektionsrisi-
ken unterliegen (zum Beispiel in pulmonologischen Fachpraxen/Fachabteilungen) 
wird empfohlen, im Falle eines erstmals positiven IGRA (im Sinne einer Testkonver-
sion) nach Einwilligung der/des Beschäftigten eine Röntgenkontrolle des Thorax zum 
Ausschluss einer aktiven Tuberkulose (TB) durchzuführen. Ist das Röntgenbild un-
auffällig, ist eine latente tuberkulöse Infektion (LTBI) mit Tuberkuloseerregern anzu-
nehmen und die Indikation für eine chemopräventive Therapie individuell zu prüfen 
(abhängig von Expositionsanamnese, Empfänglichkeit des Untersuchten, Risiken für 
unerwünschte Arzneimittelwirkungen). In jedem Fall ist die/der positiv getestete Be-
schäftigte sorgfältig über die Bedeutung des Befundes und die Notwendigkeit, sich 
bei Auftreten entsprechender Symptome zur weiteren Abklärung einer TB umgehend 
in fachärztliche Behandlung zu begeben, aufzuklären. Die Konversion sowie der 
Röntgenthoraxbefund sind der zuständigen Unfallversicherung zu melden. Wird eine 
Beschäftigte/ein Beschäftigter bei einer arbeitsmedizinischen Vorsorge nach definier-
ter Exposition gegenüber Tuberkuloseerregern positiv getestet, ist dies ebenfalls 
dem zuständigen Unfallversicherungsträger als Verdachtsmeldung einer Berufs-
krankheit zu melden (siehe [3]).  
 
2.12. Welchen Stellenwert hat das Röntgen des Thorax? 
Die früher üblichen Röntgenreihenuntersuchungen beziehungsweise wiederholten 
Röntgenthoraxuntersuchungen in der arbeitsmedizinischen Vorsorge sind heutzuta-
ge obsolet. Dies zum einen aus Gründen des Strahlenschutzes (rechtfertigende Indi-
kation erforderlich) für die Röntgenuntersuchung, aber auch, weil mittlerweile neue 
Tests (siehe [3]) zur Diagnose einer latenten tuberkulösen Infektion zur Verfügung 
stehen, welche mittels Röntgenthoraxaufnahme nicht erfasst werden kann. Bei tu-
berkuloseverdächtigen Symptomen ist bei Einwilligung der/des Beschäftigten unver-
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züglich eine Röntgenaufnahme des Thorax zu veranlassen, ebenso bei erstmals In-
terferon-Gamma Release Assay (IGRA)-positiv getesteten Beschäftigten zum Aus-
schluss einer Tuberkulose-Erkrankung (siehe FAQ Nummer 2.11). Wird im Falle ei-
ner latenten tuberkulösen Infektion chemopräventiv behandelt, so wird vom Deut-
schen Zentralkomitee (DZK) eine Röntgenthoraxaufnahme nach Abschluss der Be-
handlung empfohlen. Wurde auf die Durchführung einer Chemoprävention verzichtet, 
so sollte im Laufe des folgenden Jahres nach der Infektion (zum Beispiel nach neun 
Monaten) mit Einwilligung der/des Beschäftigten eine Kontroll-
Röntgenthoraxaufnahme durchgeführt werden (siehe [3]). 
 
2.13. Wann sollte nach Exposition ein Interferon-Gamma Release Assay      

(IGRA) durchgeführt werden? 
Nach aktuellem wissenschaftlichen Stand (2011) frühestens acht Wochen nach letz-
tem Kontakt (siehe [3]). 
 
Der IGRA ist nur erforderlich, wenn es sich beim Kontakt um eine Situation von An-
gesicht zu Angesicht handelte, bei der keine persönliche Schutzausrüstung (zum 
Beispiel partikelfiltrierende Halbmaske der Schutzstufe 2 (FFP2-Maske)) zum Ein-
satz kam. 
 
2.14. In welchen Fällen sollte eine Chemoprävention durchgeführt werden? 
Das Risiko, an einer aktiven Tuberkulose zu erkranken, ist in den ersten beiden Jah-
ren nach Infektion am höchsten und grundsätzlich besonders hoch bei Personen mit 
eingeschränkter Immunabwehr (beispielsweise durch TNF-alpha-Inhibitor-Einnahme 
[siehe [4]] oder HIV-Infektion). Diese Faktoren sind bei der Indikationsstellung zu ei-
ner chemopräventiven Behandlung zu berücksichtigen. Für Beschäftigte mit regel-
mäßigem Umgang mit ansteckungsfähigen Tuberkulosepatienten (siehe [2]) bezie-
hungsweise potenziell infektiösem Untersuchungsmaterial, ist die Indikation zu einer 
chemopräventiven Therapie aufgrund des Reinfektionsrisikos zurückhaltender zu 
stellen. Das gleiche gilt für immunkompetente Beschäftigte, die älter als 50 Jahre 
sind, da mit dem Lebensalter die Rate an unerwünschten Arzneimittelwirkungen zu-
nimmt. Zur korrekten Durchführung einer chemopräventiven Therapie wird auf die 
Empfehlungen des Deutschen Zentralkomitees (DZK) verwiesen. In jedem Fall ist 
die/der positiv getestete Beschäftigte sorgfältig über die Bedeutung des Befundes 
und die Notwendigkeit aufzuklären, bei Auftreten entsprechender Symptome einen 
Arzt aufzusuchen. 
 
 
2.15. In welchen Fällen muss der Verdacht auf das Vorliegen einer Berufs-

krankheit gemeldet werden? 
Die latente tuberkulöse Infektion (LTBI) ist wegen des Risikos der späteren Entwick-
lung einer aktiven, behandlungsbedürftigen Tuberkulose ein regelwidriger Körperzu-
stand und bei Verdacht auf berufliche Verursachung, z. B. bei Diagnosestellung im 
Rahmen arbeitsmedizinischer Vorsorge, dem zuständigen Unfallversicherungsträger 
oder der medizinischen Arbeitsschutzstelle nach §§ 202 und 193 Absatz 2 des Sieb-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) zu melden, wenn die Betroffenen in beson-
ders gefährdenden Einrichtungen arbeiten. Da der Tuberkulintest (THT) nicht genü-
gend spezifisch ist, sollte ein Interferon Gamma Release Assay (IGRA) durchgeführt 
werden. 
 
2.16. Wann und von wem werden Untersuchungen bei Exposition gegenüber 

einer Ansteckungsquelle eingeleitet? (Geändert im Januar 2017) 
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Im Falle einer Infektionsgefährdung im Gesundheitswesen Beschäftigter durch einen 
konkreten, an ansteckungsfähiger Tuberkulose erkrankten Patienten, sind sowohl 
das zuständige Gesundheitsamt als auch der Arbeitgeber gesetzlich dazu verpflich-
tet, Maßnahmen zu ergreifen: 
 
Das Gesundheitsamt hat nach § 1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) die Übertra-
gung von Krankheiten zu verhindern. Der Arbeitgeber hat Beschäftigten, die durch 
eine Erkrankung gefährdet sind, nach § 5 Absatz 2 der Verordnung zur arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge (ArbMedVV) unverzüglich arbeitsmedizinische Vorsorge anzubie-
ten. 
 
Gesundheitsamt und Arbeitgeber haben unterschiedliche Verantwortungen: das Ge-
sundheitsamt als Behörde die grundrechtliche Schutzpflicht gegenüber den Bürgern, 
der Arbeitgeber seine Fürsorgepflicht und Verantwortung für den von ihm eröffneten 
Gefahrenbereich für Beschäftigte. 
 
Um medizinische Ressourcen zu schonen und um Doppeluntersuchungen zu ver-
meiden, ist eine Abstimmung zwischen Gesundheitsamt, Arbeitgeber und Betriebs-
arzt empfehlenswert. Eine freiwillige Weitergabe von Untersuchungsbefunden durch 
den Beschäftigten kann dazu beitragen, Doppeluntersuchungen mit geringem orga-
nisatorischem Aufwand zu verhindern. Dies gilt umso mehr, wenn den Beschäftigten 
zunächst eine arbeitsmedizinische Vorsorge angeboten wird, bevor das Gesund-
heitsamt Umgebungsuntersuchungen im Beschäftigtenkollektiv durchführt.  Im Falle 
der Ablehnung einer arbeitsmedizinischen Angebotsvorsorge oder klinischer bzw. 
körperlicher Untersuchungen im Rahmen dieser Vorsorge durch den Probanden 
kann das Gesundheitsamt dann Umgebungsuntersuchungen auf der Grundlage des 
Infektionsschutzgesetzes durchsetzen. Unabhängig davon dürfen Doppeluntersu-
chungen bereits aus arztrechtlichen Gründen nicht stattfinden. 
 
Dem Gesundheitsamt ist es nicht gestattet, den Arbeitgeber zu arbeitsmedizinischer 
Vorsorge anzuweisen. Dazu befugt ist allein die Landesbehörde für Arbeitsschutz; 
deren Tätigkeit kann durch das Gesundheitsamt „angestoßen“ werden. Sinnvoll ist 
grundsätzlich eine Kooperation zwischen der Ärztin/dem Arzt im Sinne des § 7 Arb-
MedVV (unter anderem der Betriebsarzt) und dem Gesundheitsamt. Diese Koopera-
tion sieht in der Regel so aus, dass der die Ärztin/der Arzt die Umgebungsuntersu-
chung als arbeitsmedizinische Angebotsvorsorge entsprechend der ArbMedVV bei 
Beschäftigten mit einem beruflichen Tuberkulose-Kontakt anbietet und bei Bereit-
schaft durchführt und das Gesundheitsamt über seine Aktivität und Ergebnisse mit 
Einverständnis des Beschäftigten informiert, um Doppeluntersuchungen zu vermei-
den. Die Untersuchung der (Mit-)Patienten, Besucher und Angehörigen obliegt dem 
zuständigen Gesundheitsamt nach dem IfSG. Beschäftigten von Fremdfirmen, bei-
spielsweise beauftragten externen Dienstleistern, ist arbeitsmedizinische Vorsorge 
(einschließlich Untersuchungen) durch ihren Arbeitgeber anzubieten. 
 
2.17. Muss jeder Aufgeforderte an der Umgebungsuntersuchung teilnehmen? 
Nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG)3 ist das Gesundheitsamt4 befugt und im 
Rahmen seines Ermessens verpflichtet, die zu einem an ansteckungsfähiger Tuber-
kulose Erkrankten in Kontakt getretene Person sowie das gesamte persönliche Um-
feld verpflichtend und vollstreckbar einer Untersuchung zu unterziehen (Umge-
bungsuntersuchung). Das Gesundheitsamt hat dabei die Grenzen der Verhältnismä-

 
3  Vgl. im Einzelnen §§ 25, 26 Absatz 2 IfSG. 
4  Konkrete Zuständigkeit regelt der Landesgesetzgeber, vgl. § 54 IfSG. 
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ßigkeit zu wahren. Die Umgebungsuntersuchung ist keine arbeitsmedizinische Vor-
sorge. Sie kann aber durch eine durchgeführte arbeitsmedizinische Vorsorge ersetzt 
werden (Vermeidung von Doppeluntersuchungen). 
 
Nach § 5 Absatz 2 sowie Anhang Teil 2 Absatz 2 Nummer 2 der Verordnung zur ar-
beitsmedizinischen Vorsorge ist der Arbeitgeber verpflichtet, unverzüglich eine post-
expositionelle Vorsorge anzubieten bei Kenntnis von einer Erkrankung, die im ur-
sächlichen Zusammenhang mit der Tätigkeit der oder des Beschäftigten stehen kann 
beziehungsweise bei Gefährdung durch die Krankheit eines Beschäftigten mit ver-
gleichbarer Tätigkeit sowie wenn als Folge einer Exposition gegenüber dem Erreger 
der Tuberkulose mit einer schweren Infektion oder Erkrankung gerechnet werden 
muss und Maßnahmen der postexpositionellen Prophylaxe möglich sind oder eine 
Infektion erfolgt ist. Die Teilnahme an einer Angebotsvorsorge ist freiwillig. 
 
 
2.18. Wer trägt die Kosten für Tests und Umgebungsuntersuchungen? 
Der Arbeitgeber und das Gesundheitsamt haben jeweils die Kosten derjenigen Un-
tersuchungen zu tragen, die sie selber veranlassen. 
 
Veranlasst der Unfallversicherungsträger oder an ihrer Stelle der Arbeitgeber Unter-
suchungen, nachdem ein anerkanntes Diagnoseverfahren erstmalig ein positives 
Testergebnis geliefert hat, sind die Kosten vom Unfallversicherungsträger zu tragen, 
sofern ein Verdacht auf berufliche Verursachung besteht und eine Verdachtsanzeige 
auf Berufskrankheit gestellt wurde. 

 
2.19. Ist der Einsatz der Interferon-Gamma Release Assays (IGRA) bei ar-

beitsmedizinischer Vorsorge kosteneffektiv? 
Aufgrund der im Vergleich zum Tuberkulinhauttest (THT) höheren Spezifität der 
IGRA wird der Anteil falsch-positiv getesteter Personen und damit die Zahl unnötiger 
Nachuntersuchungen und chemopräventiver Behandlungen reduziert. Da sich im 
Falle eines negativen IGRA-Resultats die untersuchte Person nicht erneut vorstellen 
muss, entfallen zudem Wege und Arbeitszeitausfälle. Trotz der im Vergleich zum 
THT deutlich höheren direkten Untersuchungskosten führt der Einsatz der IGRA 
durch die deutlichen Einsparungen von Röntgenbildern, unnötigen chemopräventiven 
Therapien, weniger Arbeitszeitausfällen und durch die Einschränkungen des zu un-
tersuchenden Personenkreises (enge Kontakte [siehe [1]]) zu deutlichen Kostenein-
sparungen in der arbeitsmedizinischen Vorsorge. 
 
2.20. Wie hoch ist das Erkrankungsrisiko, wenn eine latente tuberkulöse Infek-

tion (LTBI) festgestellt wurde? 
Ein erhöhtes Erkrankungsrisiko haben insbesondere die folgenden Personengrup-
pen: 
HIV-infizierte Personen, Organtransplantierte Personen, Silikose-Patienten, i.v.-
Drogenabhängige, Alkoholabhängige, Raucher, Diabetiker, Gastrektomierte und Pa-
tienten, die mit TNF-alpha-Blockern (siehe [4]), Kortikoiden und anderen immunsupp-
rimierenden Medikamenten behandelt werden, sowie Migranten aus hochinzidenten 
Ländern.  
 
Neue Studien zeigen, dass das Risiko, nach frischer latenter Infektion (nachgewie-
sen mit einem Interferon-Gamma Release Assay (IGRA)) an behandlungsbedürftiger 
Tuberkulose zu erkranken, für enge Kontaktpersonen (siehe [1]) zwischen 10 und 15 
Prozent liegt. Bei Beschäftigten im Gesundheitswesen ist dieser Anteil vermutlich 
deutlich geringer. 
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2.21. Sind Antikörper-Tests für die Diagnose einer latenten tuberkulösen In-

fektion geeignet? 
Aufgrund fehlender Testgenauigkeit werden Antikörper-Schnelltests weder für 
Deutschland noch international (siehe [3]) zur Diagnose einer latenten tuberkulösen 
Infektion oder einer aktiven Erkrankung an Tuberkulose empfohlen.  
 
2.22. Steigt das Risiko berufsbedingter Tuberkulose-Infektionen durch medi-

kamentenresistente Tuberkulose-Bakterienstämmen an? 
Die Virulenz, das heißt die Ansteckungsfähigkeit von Tuberkulose-
Bakterienstämmen, bei denen ein oder mehrere in der zur Tuberkulosetherapie ein-
gesetzten Medikamente nicht mehr wirksam sind, unterscheidet sich in aller Regel 
nicht von der medikamentensensibler Bakterienstämme, kann aber durchaus variie-
ren. 
 
Das berufsbedingte Risiko, sich mit medikamentenresistenten Tuberkulose-
Bakterienstämmen zu infizieren, hängt daher in erster Linie davon ab, wie häufig Pa-
tienten mit medikamentenresistenter Tuberkulose in der entsprechenden Einrichtung 
betreut oder untersucht werden. 
 
 
2.23. Definitionen, Literatur und sonstige Hinweise zu den FAQ Nummer 2.1 

bis 2.22 
 

[1] enge Kontaktperson, enger Kontakt, enger Patientenkontakt: Kontakt zu ei-
nem Patienten mit ansteckungsfähiger Lungentuberkulose in geschlossenen 
Räumen ohne adäquate Infektionsverhütungsmaßnahmen  
a)  bei mikroskopischem Nachweis säurefester Stäbchen im Sputum-

Direktpräparat des Patienten von mindestens acht Stunden insgesamt (ku-
mulativ) beziehungsweise  

b)  bei nur kulturellem oder molekular-biologisch gesicherten Nachweis von 
mindestens 40 Stunden insgesamt beziehungsweise 

c)  bei kürzer dauernden (auch einmaligen), aber besonders intensiven Kon-
takten wie Atemgymnastik (Physiotherapie), Körperpflege (Pflegepersonal), 
Sputumprovokation, Reanimation, Bronchoskopie, zahnärztliche oder HNO-
ärztliche Untersuchung, Obduktion. 

 
[2] ansteckungsfähiger Tuberkulosepatient: Patient mit Lungentuberkulose mit 

mikroskopischem und/oder kulturellem oder molekularbiologischem Erreger-
nachweis in Sputum, BAL oder Magensaft. Ein Patient mit extrapulmonaler 
Tuberkulose kann dann ansteckend sein, wenn erregerhaltige Körpersekrete 
aerolisiert und inhaliert werden (zum Beispiel bei Druckspülung von tuberkulö-
sen Abszessen) oder wenn Erreger perkutan inokuliert werden (Verletzung mit 
kontaminiertem Gegenstand). 

 
[3] Diel R. et al., Neue Empfehlungen des Deutschen Zentralkomitees (DZK) für 

die Umgebungsuntersuchungen bei Tuberkulose, Pneumologie 2011; 65: 359-
378 (https://www.thieme-connect.de/ejournals/pdf/pneumologie/doi/10.1055/s-
0030-1256439.pdf). 
 

[4] Diel R. et al., Empfehlungen für das Tuberkulosescreening vor Gabe von TNF-
α-Inhibitoren bei rheumatischen Erkrankungen, Pneumologie 2009; 63: 329-

https://www.thieme-connect.de/ejournals/pdf/pneumologie/doi/10.1055/s-0030-1256439.pdf
https://www.thieme-connect.de/ejournals/pdf/pneumologie/doi/10.1055/s-0030-1256439.pdf
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334 (https://www.thieme-
connect.de/ejournals/kooperation/81/1245156355174.pdf). 
 
 

 
 
 
3. Vorbemerkungen zu den FAQ Nummer 3.1 bis 3.4 - elektrische, magneti-

sche oder elektromagnetische Felder (EMF) (Ergänzt im Januar 2019) 
Elektrische, magnetische oder elektromagnetische Felder (EMF) treten sowohl in der 
natürlichen Umgebung des Menschen (Erdmagnetfeld, Gewitter mit Blitzen) als auch 
im häuslichen und beruflichen Umfeld auf. Das wachsende Auftreten von EMF an 
Arbeitsplätzen ist durch den zunehmenden Einsatz moderner technologischer Ver-
fahren und durch die damit verbundene vermehrte Anwendung von statischen oder 
zeitlich veränderlichen, homogenen, inhomogenen kontinuierlichen oder gepulsten 
Feldern bedingt. Elektromagnetische Felder bestehen aus einer magnetischen und 
einer elektrischen Komponente, die bei niederfrequenten Feldern schwach, bei hoch-
frequenten Feldern eng miteinander gekoppelt sind. 

EMF können je nach Art, Dauer, Ausmaß, und Signalverlauf eine unterschiedliche 
biologische Wirkung auf den menschlichen Körper haben. Das bedeutet nicht, dass 
jede Wirkung, also die messbare Veränderung eines Parameters, physiologisch rele-
vant oder sogar gesundheitsschädlich wäre. 

Nachgewiesene Kurzzeitwirkungen elektromagnetischer Felder auf den Menschen, 
die bis zu gesundheitlichen Schädigungen führen können, sind nichtthermische Wir-
kungen wie Reizwirkungen statischer und niederfrequenter Felder (0 bis 10 MHz) auf 
Sinnesorgane, Nerven und Muskeln (z. B. Schwindel, Magnetophosphene, Muskel-
zucken). Hochfrequente Felder (100 kHz bis 300 GHz) können durch Absorption der 
Strahlungsleistung im Körpergewebe thermische Wirkungen auslösen. Im Über-
gangsbereich (100 kHz bis 10 MHz) zwischen Nieder- und Hochfrequenzbereich tre-
ten sowohl Reizwirkungen als auch Wärmewirkungen auf.  

Der Mensch hat keine Sinnesorgane zur Wahrnehmung von EMF - lediglich Auswir-
kungen wie Reiz- oder Wärmewirkungen werden empfunden. Zu beachten ist, dass 
unterhalb von bestimmten Schwellenwerten keinerlei EMF-Wirkungen auftreten. 

Elektromagnetische Felder sind infolge der fehlenden feldempfindlichen Sinnesorga-
ne nur auf der Grundlage von Mess- und numerischen Simulationsverfahren zu be-
schreiben und zu bewerten. 

Die Feldstärken der üblicherweise auftretenden EMF sind meist schwach und nicht 
mit gesundheitlichen Gefährdungen verbunden (z. B. Nutzung von Werkzeugen, Mo-
biltelefonen, WLAN).  

Bei verschiedenen technischen und medizinischen Anwendungen (wie Schweißen, 
Elektrolyseverfahren, Energieerzeugung, induktive Erwärmung, Härten, Radar, Mag-
netresonanztomographie) können jedoch sehr starke elektrische, magnetische oder 
elektromagnetische Felder auftreten, die die Beschäftigten unmittelbar gesundheitlich 
gefährden und zu reversiblen oder irreversiblen gesundheitlichen Schädigungen füh-
ren können (direkte Wirkungen).  

Neben direkten Wirkungen auf das biologische Gewebe können durch EMF auch 
indirekte Wirkungen auftreten. Darunter versteht man Wirkungen auf Gegenstände, 

https://www.thieme-connect.de/ejournals/kooperation/81/1245156355174.pdf
https://www.thieme-connect.de/ejournals/kooperation/81/1245156355174.pdf
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welche die Gesundheit und die Sicherheit von Beschäftigten am Arbeitsplatz gefähr-
den können (§ 2 Absatz 4 EMFV). Dies betrifft insbesondere Gefährdungen durch  

- Einwirkungen auf medizinische Vorrichtungen oder Geräte, einschließlich 
Herzschrittmachern sowie andere aktive oder passive Implantate oder am 
Körper getragene medizinische Geräte, 

- Einwirkungen auf metallischen Körperschmuck und einige bei Tätowierungen 
verwendete Farbpigmente; 

- die Projektilwirkung ferromagnetischer Gegenstände in statischen Magnetfel-
dern; 

- die Auslösung von elektrischen Zündvorrichtungen (Detonatoren); 
- Brände oder Explosionen durch die Entzündung von brennbaren Materialien 

aufgrund von Funkenbildung sowie 
- Kontaktströme. 

Bei besonders schutzbedürftigen Beschäftigten (wie Trägern von aktiven oder passi-
ven Implantaten oder medizinischen Geräten am Körper bzw. mit ferromagnetischen 
oder leitfähigen Fremdkörpern im Körpergewebe wie Metallsplitter) können bereits 
weit unterhalb der Expositionsgrenzwerte gesundheitsschädliche Beeinflussungen 
der Körperhilfsmittel bzw. der Fremdkörper im Gewebe auftreten. Für diesen Perso-
nenkreis sind deshalb gesonderte Festlegungen erforderlich.  

Der Arbeitgeber hat durch eine Beurteilung der für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit 
verbundenen Gefährdung zu ermitteln, welche Maßnahmen des Arbeitsschutzes er-
forderlich sind. Er hat die Beurteilung je nach Art der Tätigkeiten vorzunehmen (Ge-
fährdungsbeurteilung, § 5 Arbeitsschutzgesetz). Im Rahmen der Gefährdungsbeur-
teilung muss der Arbeitgeber unter anderem eine Gefährdung der Beschäftigten 
durch elektromagnetische Felder am Arbeitsplatz beurteilen; § 3 Arbeitsschutzver-
ordnung zu elektromagnetischen Feldern (EMFV). Die Gefährdungsbeurteilung ist 
auch Grundlage für eine angemessene arbeitsmedizinische Vorsorge im Sinne von 
§ 3 Absatz 1 ArbMedVV. 

 

 
3.1. Was sollte bei Arbeitsplätzen mit Auftreten von EMF hinsichtlich aktiver 

oder passiver medizinischer Implantate oder deren Implantation beachtet 
werden? 

Nach § 3 EMFV muss der Arbeitgeber den Nachweis erbringen, dass Gefährdungen 
der Sicherheit und Gesundheit durch direkte und indirekte Wirkungen von elektro-
magnetischen Feldern ausgeschlossen werden können bzw. sind zur Vermeidung 
oder Verringerung der Gefährdung Maßnahmen nach dem Stand der Technik festzu-
legen. 

Aus der Bewertung der EMF-Exposition am Arbeitsplatz (Gefährdungsbeurteilung) ist 
ableitbar (zum Beispiel in Zusammenarbeit mit dem zuständigen Unfallversiche-
rungsträger), welche Maßnahmen gemäß dem Stand der Technik in Bezug auf die 
Tätigkeiten und die Arbeitsverfahren möglich und notwendig sind, um ein sicheres 
Arbeiten zu gewährleisten (Beispiele für Maßnahmen: Vergrößerung des Abstandes 
zur Feldquelle, Verringerung der Emission der Feldquelle, Reduzierung der Leistung, 
Abschirmung, Abschaltung, alternative Arbeitsverfahren). 

Es ist zu beachten, dass EMF auf metallische/ferromagnetische Gegenstände und 
elektronische Geräte anders wirken als auf biologisches Gewebe. In Implantaten 
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können durch äußere elektromagnetische Felder elektrische Ströme induziert, mag-
netische Kraft entfaltet oder Signale eingekoppelt werden, sodass umliegende Ge-
webestrukturen und Körperfunktionen über diese Wirkung beeinflusst werden können 
(indirekte Wirkung von EMF). Das kann für Träger von Implantaten oder für Perso-
nen mit ferromagnetischen oder leitfähigen Fremdkörpern im Körpergewebe gefähr-
lich sein. 

Bei aktiven Implantaten wie Herzschrittmachern können in elektromagnetischen Fel-
dern Fehlfunktionen auftreten, die Herzrhythmusstörungen provozieren oder zu einer 
Verlangsamung der Herzfrequenz führen. In schwerwiegenden Fällen kann es zum 
Kreislaufstillstand kommen.  

Beispiele für aktive Implantate/am Körper getragene medizinische Geräte sind: 
Herzschrittmacher, implantierbarer Cardioverter-Defibrillator (ICD), künstliches Herz, 
elektronische Innenohrprothese, Muskelstimulator, Insulinpumpe, elektronisches Au-
ge, Hirnschrittmacher, Blasenstimulator, Magenstimulator. 

Passive Implantate können sich in starken Feldern erwärmen, was zu thermischen 
Schädigungen des angrenzenden Körpergewebes führen kann. 

Beispiele für passive Implantate sind: Endoprothese (künstliches Hüft-, Schulter, 
Kniegelenk), Stent (Stabilisator für Blutgefäße), Clip (Gefäßklammer), metallischer 
Stift, Nagel, Schiene, Platte wie Schädelplatte. 

In der allgemeinen arbeitsmedizinischen Beratung im Rahmen der Unterweisung 
müssen alle Beschäftigten auch über besondere Gefährdungen für Träger von Im-
plantaten und am Körper getragenen medizinischen Geräten und den Anspruch auf 
arbeitsmedizinische Vorsorge hingewiesen werden (siehe FAQ Nummer 3.4), sodass 
betroffene Beschäftigte über die notwendige Information verfügen. Ein Beschäftigter, 
bei dem eine Implantation vorgesehen ist, sollte den Betriebsarzt so früh wie möglich 
über die geplante Versorgung mit einem Körperhilfsmittel informieren. Die ärztliche 
Schweigepflicht wird dabei in jedem Fall gewahrt; es erfolgen keinerlei Informationen 
an den Arbeitgeber. Träger von Implantaten und am Körper getragenen medizini-
schen Geräten sind dem Arbeitgeber daher in der Regel nicht bekannt (siehe auch 
FAQ Nummer 3.3). Bei einem aktiven Implantat (wie Herzschrittmacher, ICD) sollte 
möglichst vor der Implantation vom Beschäftigten in Abstimmung mit dem Betriebs-
arzt und dem behandelnden Arzt eine Kontaktaufnahme mit einem Kardiologen, ge-
gebenenfalls mit der Implantationsklinik bzw. mit dem Chirurgen, erfolgen und – falls 
nötig und möglich – mit dem Hersteller des Implantats; denn die im Rahmen der Ge-
fährdungsbeurteilung für den Arbeitsplatz des Beschäftigten ermittelte EMF-
Exposition (Stärke und Ausbreitung der elektromagnetischen Felder) kann bei der 
Implantatauswahl bzw. der Programmierung des Implantats berücksichtigt werden. 
Zum Beispiel können Werte der gemessenen oder berechneten Feldbelastung am 
Arbeitsplatz mit Herstellerangaben zur Störfestigkeit von Herzschrittmachern und 
ICDs verglichen werden. Die zuständigen Unfallversicherungsträger oder wissen-
schaftliche Einrichtungen können hierbei Hilfestellungen geben.  

 
3.2. Welche Art der arbeitsmedizinischen Vorsorge muss der Arbeitgeber bei 

der Einwirkung von EMF ermöglichen? 
Auch für Tätigkeiten mit Einwirkung von EMF gilt die Verordnung zur arbeitsmedizini-
schen Vorsorge (ArbMedVV). Allerdings enthält der Anhang zur ArbMedVV hierfür 
keinen Anlass für eine Pflicht- oder Angebotsvorsorge (siehe FAQ Nummer 3.3). Bei 
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EMF am Arbeitsplatz greift die arbeitsmedizinische Wunschvorsorge. Der Arbeitge-
ber muss Beschäftigten an Arbeitsplätzen mit EMF gemäß § 5a ArbMedVV auf deren 
Wunsch hin regelmäßig arbeitsmedizinische Vorsorge nach § 11 Arbeitsschutzge-
setz ermöglichen, denn bei Tätigkeiten mit EMF-Exposition kann ein Gesundheits-
schaden aus arbeitsmedizinischer Sicht angesichts der Gefährdungen für Träger von 
Implantaten und am Körper getragenen medizinischen Geräten nicht generell, das 
heißt von vornherein und abstrakt, ausgeschlossen werden.  

In der allgemeinen arbeitsmedizinischen Beratung im Rahmen der Unterweisung 
sind die Beschäftigten über Anspruch und Zweck der Wunschvorsorge zu unterrich-
ten und erforderlichenfalls ist der Betriebsarzt zu beteiligen (siehe FAQ Nummer 3.4). 

Schwerpunkt der arbeitsmedizinischen Vorsorge ist die individuelle Aufklärung und 
Beratung des Beschäftigten. Soweit hierfür erforderlich, erfolgen klinische Untersu-
chungen symptombezogen (zur Diagnostik und Früherkennung siehe auch FAQ 
Nummer 3.3). 

Die Wunschvorsorge einschließlich gegebenenfalls erforderlicher Untersuchungen 
findet wie jede arbeitsmedizinische Vorsorge unter Wahrung der Verschwiegenheit 
des Betriebsarztes statt. Erkenntnisse aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge fließen 
anonymisiert in die Gefährdungsbeurteilung ein, wenn sich Anhaltspunkte ergeben, 
dass die Maßnahmen des Arbeitsschutzes nicht ausreichen (vgl. hierzu AMR 6.4). 

Detaillierte Informationen zur Wunschvorsorge (wie Zugangswege und mögliche In-
halte der Wunschvorsorge) sind der Arbeitsmedizinischen Empfehlung „Wunschvor-
sorge“ des Ausschusses für Arbeitsmedizin (AME) zu entnehmen. 

 
3.3. Warum gibt es bei der Einwirkung von EMF keine arbeitsmedizinische 

Pflicht- oder Angebotsvorsorge? 
Als individuelle Arbeitsschutzmaßnahme ergänzt die arbeitsmedizinische Vorsorge 
Arbeitsschutzmaßnahmen wie Substitutionen von Verfahren oder Arbeitsmitteln, 
technische, organisatorische oder personen- und verhaltensbezogene Maßnahmen. 

Die EMFV umfasst nach § 1 EMFV alle bekannten direkten und indirekten Wirkun-
gen, die durch elektromagnetische Felder hervorgerufen werden. Sie gilt nur für 
Kurzzeitwirkungen von EMF. Derzeit gibt es keine spezifischen Methoden zur Diag-
nostik und Früherkennung für vermutete Langzeitwirkungen. Nachgewiesene, wis-
senschaftlich anerkannte und bestätigte Erkenntnisse liegen nur über direkte Kur-
zeitwirkungen von EMF vor. 

Die indirekte Wirkung von EMF beschränkt sich zudem auf besonders schutzbedürf-
tige Personengruppen im Sinne des § 2 Absatz 7 EMFV. Die besondere Schutzbe-
dürftigkeit ist dem Arbeitgeber in der Regel nicht bekannt. Beschäftigte sind nach 
dem Arbeitsschutzrecht nicht verpflichtet, ihren Gesundheitszustand gegenüber dem 
Arbeitgeber offenzulegen. Der Arbeitgeber weiß daher nicht, ob es sich im konkreten 
Fall beispielsweise um einen Beschäftigten handelt, der Träger eines aktiven oder 
passiven medizinischen Implantats ist. In der arbeitsmedizinischen Vorsorge ist die 
ärztliche Schweigepflicht zu beachten (siehe auch FAQ Nummer 3.1). Auch aus die-
sem Grund kann der Arbeitgeber nicht verpflichtet werden, für die Personengruppe 
der besonders schutzbedürftigen Beschäftigten arbeitsmedizinische Vorsorge zu 
veranlassen bzw. anzubieten. Alle Beschäftigten haben Anspruch auf Wunschvor-
sorge. Besonders sinnvoll ist sie für Träger von Implantaten und am Körper getrage-
nen medizinischen Geräten (siehe FAQ Nummer 3.2). 
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3.4. Was muss der Arbeitgeber bei der Unterweisung der Beschäftigten bei 

Gefährdungen durch EMF am Arbeitsplatz beachten? 
Bei Gefährdungen der Beschäftigten durch EMF am Arbeitsplatz hat der Arbeitgeber 
sicherzustellen, dass die betroffenen Beschäftigten eine Unterweisung erhalten, die 
auf den Ergebnissen der Gefährdungsbeurteilung beruht und die Aufschluss über die 
am Arbeitsplatz auftretenden Gefährdungen gibt. In der Unterweisung sind Beschäf-
tigte insbesondere über die Erkennung, Meldung und Vermeidung gesundheits-
schädlicher Wirkungen von EMF auf Sicherheit und Gesundheit zu informieren. Das 
betrifft auch kurzzeitig auftretende Wirkungen oder Symptome und Empfindungen 
(wie Muskelzucken, Magnetophosphene, Schwindel oder Übelkeit), die infolge der 
Wirkungen von EMF auf das zentrale oder periphere Nervensystem auftreten können 
(§ 19 Absatz 1 EMFV). 

Nach § 19 Absatz 2 EMFV ist eine allgemeine arbeitsmedizinische Beratung Be-
standteilt der Unterweisung. Die Beschäftigten sind über mögliche Gefährdungen 
bzw. gesundheitsschädliche Wirkungen durch EMF am Arbeitsplatz zu unterrichten. 
Dazu gehören auch spezifische Informationen für besonders schutzbedürftige Be-
schäftigte (§ 2 EMFV), wie Hinweise zu den möglichen Wirkungen von EMF auf Im-
plantate, am Körper getragene medizinische Geräte oder Fremdkörper im Gewebe 
wie Metallsplitter (siehe auch FAQ Nummer 3.1). 

Zur allgemeinen arbeitsmedizinischen Beratung gehört auch die Unterrichtung der 
Beschäftigten über Anspruch und Zweck der Wunschvorsorge hinsichtlich Gefähr-
dungen durch EMF am Arbeitsplatz (siehe FAQ Nummer 3.2). 

Die Unterweisung einschließlich der allgemeinen arbeitsmedizinischen Beratung ist 
vor der Aufnahme der Tätigkeit und danach in regelmäßigen Abständen (mindestens 
jährlich) durchzuführen und hat unverzüglich bei wesentlichen Änderungen am Ar-
beitsplatz bzw. der Tätigkeit zu erfolgen. 

 
 
4. Vorbemerkungen zu den FAQ Nummer 4.1 bis 4.2 - Masernschutzgesetz 

(Ergänzt im Juni 2021) 
Die in § 20 Absatz 9 und 10 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) verankerte Pflicht 
Beschäftigter, ihre Masernimpfung oder Masernimmunität gegenüber Leitern von 
Gemeinschafts- oder Gesundheitseinrichtungen oder anderen Stellen nachzuweisen, 
ist eine Maßnahme des Bevölkerungsschutzes, nicht jedoch des Arbeitsschutzes. 
Eine Beratung des Arbeitgebers durch den Betriebsarzt oder die Betriebsärztin ist 
dennoch häufig sinnvoll, weil es Berührungspunkte zwischen Arbeitsschutz und Be-
völkerungsschutz gibt. 

 
4.1. In welchen Einrichtungen gilt nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) für 

deren Beschäftigte eine Nachweispflicht für einen ausreichenden Impf-
schutz gegen Masern oder eine Immunität gegen Masern? 

Das IfSG nennt in abschließender Form alle Einrichtungen, in denen dort tätige Per-
sonen einen ausreichenden Impfschutz oder eine Immunität gegen Masern aufwei-
sen müssen (siehe § 20 Absatz 9 und 10 in Verbindung mit § 23 Absatz 3 Satz 1, 
§ 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 IfSG). In den meisten Fällen ist 
die Zuordnung der konkreten Einrichtung zu einer Kategorie eindeutig (zum Beispiel 
Krankenhäuser und Arztpraxen). Einen höheren Beurteilungsaufwand verlangen 
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aber Einrichtungen, deren Beschäftigte auch der Nachweispflicht für Masernimpfung 
oder Masernimmunität unterliegen, wenn sie lediglich bestimmten, eindeutigeren Ka-
tegorien „vergleichbar“ sind (zum Beispiel vergleichbare Behandlungs- und Versor-
gungseinrichtungen oder „sonstige Ausbildungseinrichtungen“). Hilfestellungen bietet 
die FAQ-Seite des Bundesgesundheitsministeriums (BMG) zum Masernschutzgesetz 
(https://www.bundesgesundheitsministerium.de/impfpflicht/faq-
masernschutzgesetz.html).  

 
4.2. Welche Anforderungen können auf Betriebsärzte und Betriebsärztinnen 

zukommen und wie können sie damit umgehen? 
Das Ziel des Masernschutzgesetzes ist die Verhinderung der Weiterverbreitung der 
Masern durch eine ausreichend hohe Immunität in der Bevölkerung (Gemeinschafts-
schutz). Der Schwerpunkt liegt hierbei insbesondere bei Personen, die regelmäßig in 
Gemeinschafts- und Gesundheitseinrichtungen mit anderen Personen in Kontakt 
kommen. Die Personen in den erfassten Gemeinschafts- und Gesundheitseinrich-
tungen können sich teilweise nicht selbst vor einer Maserninfektion schützen und 
sind darauf angewiesen, dass Menschen in ihrem engen Umfeld geimpft sind (vgl. 
BT-Drucksache 19/13452, S. 1 f.). Indem Beschäftigte für diesen Schutz in die Pflicht 
genommen werden, entsteht eine Schnittstelle zur Tätigkeit der Betriebsärztin oder 
des Betriebsarztes (Stichworte: Arbeitsschutz, arbeitsmedizinische Vorsorge).  

Für viele Beschäftigte besteht parallel zur Nachweispflicht eines ausreichenden 
Impfschutzes oder Masernimmunität eine Impfindikation im Rahmen der arbeitsme-
dizinischen Vorsorge auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung. In der Praxis 
werden daher häufig auch Fragen zum Infektionsschutzgesetz an den Betriebsarzt 
oder die Betriebsärztin herangetragen. Hier ist eine deutliche Trennung von den be-
triebsärztlichen Aufgaben nach dem Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) notwendig, die 
auch entsprechend klar kommuniziert werden sollte. 

Der Betriebsarzt oder die Betriebsärztin verfügt in vielen Fällen aus der arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge über Befunde, die im Zusammenhang mit der Masernimmunität 
stehen. Entsprechende Befunde sind den Beschäftigten auf ihren Wunsch hin zur 
Verfügung zu stellen; vgl. § 6 Absatz 3 Nummer 1 der Verordnung zur arbeitsmedizi-
nischen Vorsorge (ArbMedVV). Praxis ist es aber, dass Beschäftigte mit der Bitte um 
ärztliche Zeugnisse für den Nachweis nach § 20 Absatz 9 und 10 IfSG auf den Be-
triebsarzt oder die Betriebsärztin zukommen, oder dass der Betriebsarzt oder die Be-
triebsärztin vom Arbeitgeber gebeten wird, entsprechende Zeugnisse auszustellen. 
Hierbei handelt es sich um eine Leistung außerhalb des ASiG. Es ist insbesondere 
nicht Aufgabe der Betriebsärzte und Betriebsärztinnen, Tests durchzuführen, deren 
Zweck allein darin besteht, Beschäftigte mit geeigneten Nachweisen im Sinne des 
IfSG auszustatten. Übernimmt der Betriebsarzt oder die Betriebsärztin diese Aufgabe 
erfolgt dies aufgrund eines eigenständigen Auftrags, der klar von der arbeitsmedizi-
nischen Vorsorge und von den betriebsärztlichen Aufgaben getrennt werden muss. 
Der Betriebsarzt oder die Betriebsärztin muss dem oder der Beschäftigten in diesem 
Fall erklären, dass das Ausstellen eines ärztlichen Zeugnisses über die Masernimp-
fung oder die Masernimmunität nicht den Zwecken der arbeitsmedizinischen Vorsor-
ge dient. Masernimpfung oder Masernimmunität muss deshalb unabhängig von der 
Vorsorgebescheinigung attestiert werden (vgl. insgesamt die „Abgestimmte Stellung-
nahme von BMAS und BMG zum Masernschutzgesetz und zu § 20i des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB V), insbesondere zum Verhältnis zur Verordnung zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) “ vom 29.05.2020;  abrufbar auf der 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/impfpflicht/faq-masernschutzgesetz.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/impfpflicht/faq-masernschutzgesetz.html
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AfAMed-Homepage unter https://www.baua.de/DE/Aufgaben/Geschaeftsfuehrung-
von-Ausschuessen/AfAMed/Ausschuss-fuer-Arbeitsmedizin_node.html). 

Für Betriebsärzte und Betriebsärztinnen können sich auch bei Beachtung dieser 
Vorgaben Rollenkonflikte ergeben. Betriebsärzte und Betriebsärztinnen sind deshalb 
gefordert, die Integrität ihrer Rolle zu wahren, ohne Arbeitgeber und Beschäftigte mit 
den anstehenden Fragen zum Masernschutzgesetz allein zu lassen. Allgemeine 
Hinweise zum Umgang mit diesem Spannungsfeld enthält die Arbeitsmedizinische 
Empfehlung (AME) „Betriebsärztinnen und Betriebsärzte im Gesundheitswesen – 
Schnittstellen zum Infektionsschutzgesetz“; bestell- und abrufbar beim Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales unter 
https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/a461-betriebsaerzte-
gesundheitswesen-arbeitsmedizinische-empfehlung.html (Artikelnummer A461).    

 

https://www.baua.de/DE/Aufgaben/Geschaeftsfuehrung-von-Ausschuessen/AfAMed/Ausschuss-fuer-Arbeitsmedizin_node.html
https://www.baua.de/DE/Aufgaben/Geschaeftsfuehrung-von-Ausschuessen/AfAMed/Ausschuss-fuer-Arbeitsmedizin_node.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/a461-betriebsaerzte-gesundheitswesen-arbeitsmedizinische-empfehlung.html
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